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Anwesend sind:

Fehlend entschuldigt/unentschuldigt:

Tag und Ort Am Donnerstag, den 30.07.2026, im Saalgebäude, Sitzungssaal OG
Wettstetten

Vorsitzender Erster Bürgermeister Patrick Schmidt

Schriftführer Kathleen Haufe

Eröffnung der Sitzung Der Vorsitzende erklärte die anberaumte Sitzung um 18:00 Uhr für eröffnet. Er stellte
fest, dass sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen wurden, und dass Zeit, Ort und
Tagesordnung für die öffentliche Sitzung gemäß Art. 52 Bayer. Gemeindeordnung (GO)
ortsüblich bekannt gemacht worden sind.

Wenzl, Alexander

Bauer, Xaver

Birki-Stark, Bettina

Birnstein, Dominik

Gerstberger, Ines

Kleinhenz, Alexandra

Knöpfle, Michael

Lechermann, Rainer

Lechermeier, Christine

Liepold, Josef, M.Sc.

Morich, Regine

Müller, Thekla

Schlamp, Thomas

Schmidl, Carmen

Schmidt, Hubert

Schmidt, Josef

Schmidt, Patrick

Seehars, Dominic

Straßer, Josef

Unholzer, Lukas

Weitzel-Oeth, Barbara

Der Vorsitzende stellte fest, dass der Gemeinderat somit nach Art. 47 Abs. 2 und
Abs. 3 GO beschlussfähig ist.

Genehmigung der
letzten
Sitzungsniederschrift

Die Niederschrift der vorausgegangenen Sitzung stand den Gemeinderatsmitgliedern,
zur Kenntnisnahme, im Ratsinformationssystem zur Verfügung.
Einwendungen sind hierzu (öffentlich und nichtöffentlich), auch zum heutigen
Sitzungstermin, nicht erhoben worden.
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Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

1. Bebauungspläne

1.1. 11. Änderung des Flächennutzungsplanes; Behandlung der eingegangenen
Stellungnahmen gemäß §§ 3 I und 4 I BauGB

1.2. 11. Änderung des Flächennutzungsplanes; Billigungsbeschluss

1.3. Aufstellung des Bebauungsplanes Unterer Lohsaum; Behandlung der eingegangenen
Stellungnahmen nach §§ 3 I und 4 I BauGB

1.4. Aufstellung des Bebauungsplanes Unterer Lohsaum; Billigungsbeschluss

1.5. 4. Änderung Bebauungsplan Gewerbegebiet; Behandlung der eingegangenen
Stellungnahmen gemäß §§ 3 I und 4 I BauGB

1.6. 4. Änderung Bebauungsplan Gewerbegebiet; Billigungsbeschluss

1.7. 8. Änderung Bebauungsplan Ost und 12. Änderung Flächennutzungsplan im
Parallelverfahren; Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen gemäß §§ 3 I und 4
I BauGB

1.8. 8. Änderung Bebauungsplan Ost und 12. Änderung Flächennutzungsplan im
Parallelverfahren; Billigungsbeschluss

2. Bauanträge

2.1. Antrag auf Befreiung für die Überdachung einer Garagenzufahrt; Fl.-Nr. 116/3, Am Berg
5 a

3. Wegfall der Nichtöffentlichkeit
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Öffentlicher Teil

Sachverhalt:
Die eingegangenen Stellungnahmen werden von Herrn Eichenseher und Frau Gusinde vom
Planungsbüro Eichenseher vorgetragen und eine Abwägung vorgeschlagen.

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 26.10.2023 den Aufstellungsbeschluss zum
Bebauungsplans Nr. 35 „Unterer Lohsaum“ gemäß § 2 Abs1 BauGB mit Änderung des
Flächennutzungsplans im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs 3 BauGB gefasst. Das Plangebiet
umfasst das Grundstück mit der Fl.-Nr. 1289/3 der Gemarkung Wettstetten und weist eine
Fläche von ca. 3,8 ha auf.

Für das Gebiet werden die folgenden (allgemeinen) Planungsziele angestrebt: Sonderbaufläche
und gewerbliche Baufläche zur Errichtung eines großflächigen Einzelhandelsbetriebs mit
Getränkemarkt, Backshop mit Gastronomieangebot sowie weitere gewerbliche Nutzung und
Errichtung eines neuen Feuerwehrgerätehauses für die Freiwillige Feuerwehr Wettstetten.

Das Verfahren wird gemäß §§ 2 ff. BauGB im Regelverfahren durchgeführt.
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB wurde in der Zeit vom
27.01.2026 bis 26.01.2026 durchgeführt. Zeitgleich wurden die Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB am Verfahren beteiligt.

Öffentliche Auslegung
(§ 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB))
Der Vorentwurf samt Begründung lag in der Zeit vom 27.01.2026 bis einschließlich 26.02.2026
öffentlich aus.

Privatpersonen gaben keine Stellungnahmen ab.

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
(§ 4 Abs. 1 BauGB)
Den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde der Vorentwurf samt
Begründung übermittelt mit der Bitte um Stellungnahme bis 26.02.2026.
Folgende am Verfahren beteiligte Behörden und Träger öffentlicher Belange gaben keine
Stellungnahme ab:

- Kreisbrandrat des Landkreises Eichstätt
- Kreisheimatpfleger Landkreis Eichstätt
- Vermessungsamt Ingolstadt
- Stadtwerke Ingolstadt
- VGI Ingolstadt
- Bayernwerk AG
- Netzcenter Pfaffenhofen
- DBD Deutsche Breitbanddienste GmbH
- Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V

TOP 1 Bebauungspläne

TOP 1.1 11. Änderung des Flächennutzungsplanes; Behandlung der eingegangenen
Stellungnahmen gemäß §§ 3 I und 4 I BauGB
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- Bund Naturschutz in Bayern e.V.
- Katholisches Pfarramt Wettstetten
- Marktgemeinde Gaimersheim
- Gemeinde Hepberg
- Gemeinde Stammham
- Marktgemeinde Kösching
- RBA GmbH

Abwägungsvorschlag:
Soweit keine Stellungnahmen vorliegen, ist anzunehmen, dass die von diesen Beteiligten
wahrzunehmenden öffentlichen Belange nicht berührt werden.

Stellungnahmen ohne Einwände bzw. Anregungen wurden abgegeben von:

332 Immobilien Freistaat Bayern vom 27.01.2026
344 IHK für München und Oberbayern vom 29.01.2026
348 Evangelisches Pfarramt St. Johannes vom 27.01.2026
362 N-ERGIE Netz GmbH vom 27.01.2026
364 Vodafone GmbH vom 24.02.2026
365 TenneT TSO vom 27.01.2026
401 Gemeinde Lenting vom 27.01.2026
402 Verwaltungsgemeinschaft Eitensheim vom 28.01.2026

Abwägungsvorschlag:
Bei den Stellungnahmen ohne Einwände werden deren öffentliche Belange nicht berührt.

Stellungnahmen mit Einwänden bzw. Anregungen von Behörden und Trägern öffentlicher
Belange:

300 Landratsamt Eichstätt vom 26.02.2026
321 Regierung von Oberbayern vom 20.02.2026
323 Planungsverband Region Ingolstadt vom 23.02.2026
324 Staatliches Bauamt vom 25.02.2026
325 Wasserwirtschaftsamt 25.02.2026
327 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege vom 20.02.2026
331 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
vom 24.02.2026
342 Bayerischer Bauernverband vom 24.02.2026
361 bayernets GmbH vom 29.01.2026
363 Telekom Technik GmbH vom 04.02.2026
366 PLEdoc GmbH vom 28.01.2026
367 bayernets GmbH vom 29.01.2026
369 Abwasserzweckverband Ingolstadt Nord vom 03.03.2026
403 Stadt Ingolstadt vom 24.02.2026
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300
Stellungnahmen Landratsamt Eichstätt, Naturschutz vom 26.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Anregung folgend wird zum nächsten Verfahrensschritt in Abstimmung mit der Unteren

Naturschutzbehörde die externe Ausgleichsfläche festgelegt.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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300
Stellungnahmen Landratsamt Eichstätt, Immissionsschutz vom 26.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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300
Stellungnahmen Landratsamt Eichstätt, Wasserrecht vom 26.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme mit Hinweis auf die Regelungen in § 78 b des Wasserhaushaltsgesetzes

wird zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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300
Stellungnahmen Landratsamt Eichstätt, technischer Hochbau vom 26.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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300
Stellungnahmen Landratsamt Eichstätt, Tiefbauverwaltung vom 26.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Einwänden wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.
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300
Stellungnahmen Landratsamt Eichstätt, Bauverwaltung vom 26.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Ergänzungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen hierzu auf die Abwägungsvorschläge zum parallelen Aufstellungsverfahren

Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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321
Stellungnahme Regierung von Oberbayern vom 20.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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323
Stellungnahme Planungsverband Region Oberbayern vom 23.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Verweis auf das Schreiben der Höheren Landesplanung vom 20.02.2026 wird zur

Kenntnis genommen.

Wir Verweise dabei auf die Abwägungsvorschläge zur Stellungnahmen der Regierung von

Oberbayern vom 20.02.2026

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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324
Stellungnahme Staatliches Bauamt vom 25.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Anlage:
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Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.
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325
Stellungnahme Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt vom 25.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.
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Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.
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327
Stellungnahme Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege vom 20.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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331
Stellungnahme Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der
Bundeswehr vom 24.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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342
Stellungnahme Bayerischer Bauernverband vom 24.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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345
Stellungnahme Handwerksammer für München und Oberbayern vom 27.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.
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361
Stellungnahme Bayernwerk Netz GmbH vom 23.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Nein
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.
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363
Stellungnahme Deutsche Telekom Technik GmbH vom 04.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.
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366
Stellungnahme PLEdoc GmbH vom 28.01.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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367
Stellungnahme bayernets GmbH vom 29.01.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja



NIEDERSCHRIFT ÜBER DIE SITZUNG

des Gemeinderates

Sitzungs-Nr. 2026/GR/008
Seite: 43

369
Stellungnahme Abwasserzweckverband Ingolstadt Nord vom 03.03.2026

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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403
Stellungnahme Stadt Ingolstadt vom 24.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Bewertungen wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Das Fazit der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Wir verweisen zu den einzelnen Stellungnahmen auf die Abwägungsvorschläge zum

parallelen Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 35 „Unterer Lohsaum“.

Beschlussvorschlag:
Der Gemeinderat beschließt, dass den Beschlussempfehlungen zu den im Verfahren
eingegangenen Einwendungen gefolgt wird.
Die Verwaltung wird beauftragt, die Öffentlichkeit sowie die Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange, die Stellungnahmen eingereicht haben, von diesem Ergebnis unter
Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen.

Anwesend: 21
Mit 21 gegen 0 Stimmen für den Beschluss.

Sachverhalt:
Im TOP 1.1 dieser Sitzung erfolgte die Abwägung der im Verfahren nach den §§ 3 Abs. 1 und 4
Abs. 1 BauGB eingegangen Anregungen und Bedenken.

Beschluss:
Unter Berücksichtigung und Einarbeitung der im Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB
eingegangenen Stellungnahmen sowie etwaiger in dieser Sitzung beschlossenen Änderungen
und Ergänzungen, wird der vom Planungsbüro Eichenseher ausgearbeitete Planentwurf der 11.
Änderung des Flächennutzungsplanes mit der Begründung und des Umweltberichtes, jeweils in
der Fassung vom 30.07.2026, gebilligt und die Verwaltung zusammen mit dem Planungsbüro
Eichenseher beauftragt, das weitere Verfahren nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 BauGB (förmliche
Beteiligung) durchzuführen.

Ein wichtiger Grund für eine Verlängerung der Auslegungsfrist nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB
oder der Beteiligungsfrist nach § 4 Abs. 2 Satz 2 BauGB aufgrund besonderer Komplexität,
besonders umfänglicher Unterlagen oder ähnlichem liegt nicht vor. Es sollte jedoch aufgrund der

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja

TOP 1.2 11. Änderung des Flächennutzungsplanes; Billigungsbeschluss
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anstehenden Sommerferien und der damit einhergehenden Urlaubszeit trotzdem eine
verlängerte Auslegungsfrist erfolgen.

Anwesend: 21
Mit 21 gegen 0 Stimmen für den Beschluss.

Sachverhalt:
Die eingegangenen Stellungnahmen werden durch Herrn Eichenseher und Frau Gusinde vom
Planungsbüro Eichenseher vorgetragen und eine Abwägung vorgeschlagen.

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 26.10.2023 den Aufstellungsbeschluss zum
Bebauungsplans Nr. 35 „Unterer Lohsaum“ gemäß § 2 Abs1 BauGB mit Änderung des
Flächennutzungsplans im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs 3 BauGB gefasst. Das Plangebiet
umfasst einen Teilbereich des Grundstücks mit der Fl.-Nr. 1289/3 der Gemarkung Wettstetten
und weist eine Fläche von ca. 2,2 ha auf.

Für das Gebiet werden die folgenden (allgemeinen) Planungsziele angestrebt:
Errichtung eines großflächigen Einzelhandelsbetriebs mit Getränkemarkt, Backshop mit
Gastronomieangebot sowie weitere gewerbliche Nutzung und Errichtung eines neuen
Feuerwehrgerätehauses für die Freiwillige Feuerwehr Wettstetten
(Sonstiges Sondergebiet mit Einzelhandelsnutzung, ergänzendem Gewerbe und
Feuerwehrstandort im Sinne des § 11 BauNVO)

Das Verfahren wird gemäß §§ 2 ff. BauGB im Regelverfahren durchgeführt.
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB wurde in der Zeit vom
27.01.2026 bis 26.02.2026 durchgeführt. Zeitgleich wurden die Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB am Verfahren beteiligt.

Öffentliche Auslegung
(§ 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB))
Der Vorentwurf samt Begründung lag in der Zeit vom 27.01.2026 bis einschließlich 26.02.2026
öffentlich aus.

Folgende Privatpersonen gaben eine Stellungnahme ab:

201 Ralf Feigl vom 22.02.2026
202 Franz Heindl vom 18.02.2026
203 Torsten Herrmann vom 19.02.2026
204 Enrico Herrmann vom 19.02.2026

201
Stellungnahme Ralf Feigl vom 22.02.2026:

TOP 1.3 Aufstellung des Bebauungsplanes Unterer Lohsaum; Behandlung der
eingegangenen Stellungnahmen nach §§ 3 I und 4 I BauGB

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Behauptung, die Planung leide an erheblichen Ermittlungs-, Bewertungs- und

Abwägungsdefiziten, kann nicht nachvollzogen werden.

Zu 1.

Die in der Stellungnahme aufgeführten Mängel wie eine unbefestigte, nicht ganzjährig

befahrbare zweite Zufahrt, eine störanfällige Hauptzufahrt und fehlende Gewährleistung einer

jederzeit verfügbaren eigenständigen Einsatzfahrt, werden nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Hauptzufahrt

Zu den Mindestanforderungen an Erschließungsanlagen gehören die verkehrsmäßige

Anbindung der Baugrundstücke durch Straßen, Wege und Plätze sowie die Ver- und

Entsorgungsleitungen für Elektrizität, Wasser und Abwasser.

Diese ist vorliegend in ausreichendem Maß, insbesondere im Hinblick auf die straßenmäßige

Erschließung gegeben, da die Breite der geplanten öffentlichen Erschließungsstraße mit ca.

9,5 m für die Feuerwehr den Anforderungen für den Einsatz völlig genügt, auch wenn

Kundenverkehr zum Supermarkt die Straße ebenfalls nutzt.

Unterlegt wird dies u. A. mit der Leistungsfähigkeitsuntersuchung der neuen Einmündungen

im beigelegten Verkehrsgutachten der InovaPlan GmbH vom 21.11.2025. Hier wird unter

Punkt 3.2 die westliche Einmündung (Feuerwehr)mit der höchsten Qualitätsstufe (QSV) 5

bewertet. Eine Störanfälligkeit ist somit nicht gegeben.

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens unter Punkt 3.3

eingeplant.

Zweite Zufahrt

Für eine zweite, dauerhaft genutzte Zufahrt für ein Feuerwehrgerätehaus gibt es keine

pauschale Herstellungspflicht. Jedoch ergeben sich aus funktionalen und

sicherheitstechnischen Normen oft zwingende Gründe für eine getrennte Verkehrsführung.
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Die Notwendigkeit wird primär durch folgende Regelwerke bestimmt:

Funktionale Trennung gemäß DIN 14092-1.

Die DIN 14092-1 „Feuerwehrhäuser“ fordert, dass die Anfahrt der Privat-Pkw der

Einsatzkräfte und die Ausfahrt der Einsatzfahrzeuge kreuzungsfrei und ohne gegenseitige

Behinderung erfolgen müssen. Begegnungsverkehr ist zu vermeiden. Anrückende Kräfte

dürfen die ausrückenden Fahrzeuge nicht blockieren. Dies wird in der Planung von zwei

möglichen Zufahrten von der öffentlichen Stichstraße zum Feuerwehrgrundstück

gewährleistet und ist nicht, wie in der Stellungnahme dargelegt, von einem Schotterweg

(Bestand) vorgesehen sondern von einer privaten Verkehrsfläche mit besonderer

Zweckbestimmung: Zufahrt Feuerwehr. Aussagen zum Ausbau dieser Verkehrsfläche sind im

Zuge der Umsetzung zu treffen. Sie sind nicht Bestandteil der Bauleitplanung.

Einsatzfahrt

Eine verfügbare, eigenständige Einsatzfahrt ist, nach den Festsetzungen die in diesem

Bebauungsplan getroffen wurden, jederzeit möglich. Siehe hierzu auch die Erläuterungen

zum Punkt zweite Zufahrt sowie den Ausführungen zu Punkt Hauptzufahrt.

Alle gesetzlichen Anforderungen, wie u. A. die Einhaltung der DIN 14092-1 werden bei

vorliegender Bauleitplanung erfüllt.

Die Behauptung einer nicht praktisch funktionssicheren Erschließung bei hier ausreichender

Darlegung der theoretisch funktionssicheren Erschließung können nicht nachvollzogen

werden. Faktenbasierte Daten werden zu dieser Behauptung in der Stellungnahmen nicht

benannt. Zumal die praktische funktionssichere Erschließung im Zuge der Umsetzung

herzustellen ist und nicht Bestandteil der Bauleitplanung darstellt.
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Abwägungsvorschlag

Zu 2.

Die in der Stellungnahme aufgeführte Verletzung feuerwehrrechtlicher Pflichten der

Gemeinde und dem Widerspruch zum öffentlichen Schutzauftrag werden nicht geteilt bzw.

können nicht nachvollzogen werden.

BEGRÜNDUNG:

Der Grundsatz der Priorität im bayerischen Feuerwehrwesen, oft als "Retten – Löschen –

Bergen – Schützen" zusammengefasst, leitet sich aus dem allgemeinen Feuerwehrrecht und

speziell dem Bayerischen Feuerwehrgesetz (BayFwG) ab. Er besagt, dass der Schutz von

Menschenleben stets Vorrang vor der Rettung von Tieren oder dem Schutz von Sachwerten

hat.

Die gemeinsame Anbindung des Feuerwehrgerätehauses mit den anliegenden

Gewerbeflächen über eine öffentliche Verkehrsfläche hat damit nichts zu tun.

Konfliktfreie Feuerwehrzufahrt

Die konfliktfreie Feuerwehrzufahrt ist durch die Einhaltung der Vorgaben u. A. aus der DIN

14092-Teil 1 „Feuerwehrhäuser, Planungsgrundlagen“ mit den getroffenen Festsetzungen

dieser Bauleitplanung gegeben. Die konkrete Ausgestaltung ist dann im Zuge der Umsetzung

konform den Vorgaben aus dem Bebauungsplan herzustellen. Aussagen dazu werden in der

Bauleitplanung nicht getroffen.

Einsatzbereitschaft

Die Einsatzbereitschaft ist jederzeit und unabhängig von dem zu erwartenden Kundenverkehr

aus der anliegenden Gewerbenutzung gewährleistet. Die Grundvoraussetzungen dazu sind

durch die vorliegende Planung mit uneingeschränkter Anbindung an eine ausreichend

dimensionierte öffentliche Verkehrsfläche mit Voraussetzungen zur Herstellung einer

unabhängigen Abfahrt im Einsatzfall gegeben.

Der private Kundenverkehr, wie im Übrigen alle anderen Verkehrsteilnehmer, haben im

Einsatzfall der Feuerwehr sofort freie Bahn zu schaffen: Siehe hierzu § 35 Sonderrechte und

§ 38 Blaues Blinklicht und Gelbes Blinklicht der StVO.

Anordnung Zufahrten

Die DIN 14090 richtet sich an Grundstückseigentümer potentieller Einsatzorte und hat mit der

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Zufahrt zu den Feuerwehrgrundstück nichts zu tun, der Einwand geht hier fehl.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.
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Abwägungsvorschlag

Zu 3.

Die in der Stellungnahme aufgeführte unzureichende Ermittlung und Bewertung der

Verkehrssituation sowie Vorlage eines unvollständigen Verkehrsgutachten werden nicht

geteilt..

BEGRÜNDUNG:

Das in der Stellungnahme beschriebene Risiko gravierender Sicherheitskonflikte kann nicht

nachvollzogen werden. Die Bauleitplanung schafft, auch für Einsatzfahrten, vollumfänglich

die Grundvoraussetzung einer konfliktfreien Nutzung der Anlieger untereinander innerhalb

des Geltungsbereiches sowie in Hinblick auf die angebundenen öffentlichen Verkehrsflächen.

Wechselwirkung unterschiedlicher Nutzung

Die Benutzung von öffentlichen Straßen der Feuerwehr um zu einem Einsatzort zu gelangen

ist immer gegeben. Im Fall des vorliegenden Bebauungsplans teilen sich die Feuerwehr und

die Kunden der anliegenden Gewerbeflächen eine öffentliche Erschließungsstraße. Dies ist

allgemein üblich. Die Kapazitäten der öffentlichen Straßen innerhalb sowie außerhalb des

Geltungsbereiches reichen zur Bewältigung des Verkehrs aus. Das vorliegende

Verkehrsgutachten, das von einem anerkannten Sachverständigenbüro nach dem aktuellen

Stand der Wissenschaft und Technik erstellt wurde, berücksichtigt diese unterschiedlichen

Nutzungen vollumfänglich. Unter Punkt 3.2 wird die westliche Einmündung (Feuerwehr)mit

der höchsten Qualitätsstufe (QSV) 5 bewertet.

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens unter Punkt 3.3

eingeplant.

Sonderrechte bei Einsatzfahrten

Siehe hierzu die Abwägung „Einsatzbereitschaft“

zu Punkt 2. dieser Stellungnahme.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Anbindung Staatsstraße mit Kreisverkehr

Das Verkehrsgutachten berücksichtigt in ihren Berechnungen die Anbindung an die

Staatsstraße mit naheliegendem Kreisverkehr vollumfänglich. Die Berechnungsgrundlagen

hierzu sind unter Punkt 3 Verkehrliche Wirkung detailliert aufgeführt. Dem Fazit unter Punkt 5

ist folgendes zu entnehmen:

„[…] Die Leistungsfähigkeitsuntersuchung sowohl des bestehenden Kreisverkehrs als auch
der vorgesehenen Ein- und Ausfahrten zeigt, dass das zusätzliche Verkehrsaufkommen mit
einer guten bis
sehr guten Verkehrsqualität abgewickelt werden kann. Auch in den Spitzenstunden sind
ausreichend Kapazitätsreserven vorhanden. Für den Verkehrsablauf auf der Staats- und
Kreisstraße
sind daher nur sehr geringe Beeinträchtigungen zu erwarten.[…]“

Querungsdichte Fuß- und Radverkehr

Die Anbindung an die Staatsstraße als großzügig dimensionierte Straße ohne

Lichtzeichenanlage und Rechts-vor-Links-Regelungen, wie sie in der Ortslage gegeben sind,

stellt eine optimalere Anbindung der Feuerwehr für ihre Einsätze dar. Die Querung von Geh-

und Radweg ist dem öffentlichen Straßenverkehr immanent. Im Übrigen ist die

Verkehrssicherheit Dritter durch die Nutzung der Sonderrechtssignale und die angepasste

Fahrweise der Einsatzfahrzeuge gegeben. Dies gilt für alle Feuerwehrausfahrten.

Spitzenlast- und Alarmfallanalyse

Eine Spitzenlastanalyse im Rahmen eines Verkehrsgutachtens ist eine detaillierte

Untersuchung, die darauf abzielt, die höchste Verkehrsbelastung (Verkehrsspitze) innerhalb

eines bestimmten Zeitraums, typischerweise den Berufsverkehr (Morgen- oder

Abendstunde), zu bestimmen.

Im vorliegenden Verkehrsgutachten wurde dies vollumfänglich berücksichtigt. Siehe hierzu

auch Punkt 3.2 Leistungsfähigkeitsuntersuchung des vorliegenden Verkehrsgutachtens.

Eine Alarmfallanalyse (oft im Kontext der Alarmierungsplanung gemäß der bayerischen

Alarmierungsbekanntmachung ABek, durchgeführt) ist in Bayern ein strukturierter Prozess,

bei dem festgelegt wird, welche Einsatzkräfte und Mittel der Feuerwehr bei bestimmten

Notrufen zu einem spezifischen Einsatzort alarmiert werden. Dies ist kein Bestandteil eines

Verkehrsgutachtens - der Einwand geht hier fehl.
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Abwägungsvorschlag

Zu 4.

Das in der Stellungnahme bemängelte fehlende bzw. unzureichende Brandschutz-, Risiko-

und Einsatzkonzept mit Berücksichtigung von realistischen Ausfall-, Störungs- oder

Blockadeszenarien in der Planung kann nicht nachvollzogen werden.

BEGRÜNDUNG:

Weder ein Brandschutz-, Risiko- und Einsatzkonzept sind Bestandteil einer Bauleitplanung.

Die Bauleitplanung dient dazu, die baulichen und sonstigen Nutzungen von Grundstücken in

einer Gemeinde zu ordnen, zu steuern und rechtsverbindliche festzulegen. Mit vorliegender

Bauleitplanung kann u. A. die Voraussetzung für einen geeigneten Standort zur Errichtung

eines Feuerwehrgerätehaus geschaffen werden.

Ein Brandschutzkonzept ist Gegenstand eines Baugenehmigungsverfahrens.

Das Risiko- und Einsatzkonzept der Feuerwehr in Bayern ist ein dynamisches System, das

durch landesweite Vorgaben des Innenministeriums, Feuerwehrdienstvorschriften (FwDV)

und spezifische Rahmenkonzepte (z.B. ABC-Konzept, Katastrophenschutz) geprägt ist. Es

zielt darauf ab, Feuerwehren landesweit einheitlich, aber flexibel auf örtliche Risiken

auszurichten. Die benannten Konzepte sind nicht Bestandteil des Regelungsgehalts einer

Bauleitplanung.

Die in der Stellungnahmen benannten fehlenden Ausfall-, Störungs- oder Blockadeszenarien

in der Planung sind nicht Bestandteil eines Verkehrsgutachtens bzw. stehen in keinem

Zusammenhang mit dem Regelungsgehalt einer Bauleitplanung.

Die zweite Zufahrtsmöglichkeit von öffentlichen Verkehrsflächen wurde bereits ausführlich in

der vorliegenden Abwägungen zu „Zweite Zufahrt“ unter Punkt 1. dieser Stellungnahme

behandelt.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Zu 5.

Die in der Stellungnahme bemängelte Fehlklassifikation des Getränkemarktes und Darstellung

als untergeordnete Nebenanlage wird nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Der Getränkemarkt wird weder im Verkehrsgutachten noch in der schalltechnischen

Untersuchung als untergeordnete Nebenanlage betrachtet bzw. dargestellt.

In der schalltechnischen Untersuchung gibt es lediglich eine farbliche Abstufung zur besseren

Ablesbarkeit der unterschiedlichen vorgesehenen Nutzungen im Sonstigen Sondergebiet SO 1.

Dies ist aber nicht mit der Definition einer untergeordneten Nebenanlage nach § 14 BauNVO zu

verwechseln.

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung zu einem Angebots-Bebauungsplan ist die

spätere Zuordnung oder Nutzung durch einzelne Betriebe in einem Gewerbe- oder

Sondergebiet oder Festsetzungen zu Nebenanlagen nach § 14 BauNVO schalltechnisch nicht

von Bedeutung.

Auf Basis der Kontingentierung des Angebots-Bebauungsplan errechnen sich aus der Teilfläche

eines zukünftig ansiedlungswilligen Betriebes Immissionsrichtwertanteile, deren Einhaltung der

Betrieb im Einzelgenehmigungsverfahren nach TA Lärm nachweisen muss. Die rechtliche

Zuordnung von (wie hier) Getränkemärkten ist für die schalltechnische Beurteilung daher nicht

relevant.

Im Verkehrsgutachten werden unter Punkt 3.1 Verkehrserzeugung die geplanten Nutzungen

(Supermarkt, Getränkemarkt, Backshop, Büro und Feuerwehr) und die daraus zu erwartenden

Kunden, Besuchenden sowie Beschäftigte gleichwertig erfasst. Eine Unterordnung des

Getränkemarktes ist hier nicht gegeben.

Ebenso werden in der Planzeichnung zum Bebauungsplanverfahren bei der Art der baulichen

Nutzung lediglich unterschiedliche Sonstige Sondergebiete ausgewiesen (SO 1 bis SO 3). Bei

den dargestellten Gebäudevorschläge innerhalb dieser Teilgebiete lassen sich keinerlei

Rückschlüsse auf untergeordnete Nebenanlagen ziehen zumal in den textlichen Festsetzungen

unter 1.1 Sonstiges Sondergebiet SO 1 – Einzelhandel/Gewerbe der Getränkemarkt im

Zusammenhang mit dem Nachversorger als Vollsortimenter und Backshop mit Gastronomie

festgesetzt wird.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Zu 6.

Die in der Stellungnahme behauptete zwingend kumulative Betrachtung wegen funktionaler
Einheit von Vollsortimenter und Getränkemarkt wird nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

§ 11 Abs. 3 der Bau NVO schreibt keine Kumulation der Verkaufsflächen vor.

Nach Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) in der Fassung vom Juni 2023 ist zu

Punkt 5.3.1 (Z) Lage im Raum folgendes zu entnehmen:

„Flächen für Betriebe im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der Baunutzungsverordnung sowie für
Agglomerationen (Einzelhandelsgroßprojekte) dürfen nur in Zentralen Orten ausgewiesen
werden. Abweichend sind Ausweisungen zulässig

- für Betriebe bis 1 200 m² Verkaufsfläche, die ganz überwiegend dem Verkauf von
Waren des Nahversorgungsbedarfs dienen, in allen Gemeinden; diese Ausweisungen
sind unabhängig von den zentralörtlichen Funktionen anderer Gemeinden zulässig
und unterliegen nur der Steuerung von Ziel 5.3.2 […]“

In der Begründung 5.3.1 (B) ist hierzu zu entnehmen:

„In Zentralen Orten sollen überörtlich bedeutsame Einrichtungen der Daseinsvorsorge
konzentriert werden (vgl. 2.1). Neben Betrieben i.S.d. § 11 Abs. 3 BauNVO sind aufgrund
analoger räumlicher Wirkungen auch Agglomerationen von mindestens drei
Einzelhandelsbetrieben in räumlich funktionalem Zusammenhang, die erheblich überörtlich
raumbedeutsam sind, als Einzelhandelsgroßprojekte erfasst. Ein Einzelhandelsbetrieb liegt vor,
wenn eine Verkaufsstätte allgemein zugänglich ist und Waren an Endverbraucher verkauft.[…]

Demgegenüber sind Betriebe bis 1 200 m² Verkaufsfläche, die überwiegend dem Verkauf von
Waren des Nahversorgungsbedarfs dienen, in allen Gemeinden landesplanerisch zulässig.

Die Größenordnung von 1 200 m² Verkaufsfläche ist gemäß den aktuellen „Struktur- und
Marktdaten im Einzelhandel“ (BBE München, 2010) als Orientierungsrahmen für den
wirtschaftlichen Betrieb eines breiten einzelbetrieblichen Nahversorgungsangebots anzusehen.
Zugleich wird durch die Beschränkung auf 1 200 m² Verkaufsfläche ein übermäßiges
Verkaufsflächenwachstum ausgeschlossen und werden damit Auswirkungen auf
verbrauchernahe Versorgungsstrukturen vermindert. Auf diese Weise ist in allen Gemeinden –
insbesondere auch des ländlichen Raums – eine angemessene Nahversorgung möglich. Der

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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flächendeckenden verbrauchernahen Nahversorgung kommt dabei ein ungleich höheres
Gewicht zu als möglichen Auswirkungen auf zentralörtliche Strukturen.“

Demnach stellen im Umkehrschluss zwei Einzelhandelsbetriebe mit bis zu 1200 m²

Verkaufsfläche weder eine Agglomeration dar noch sind sie als Einzelhandelsgroßprojekte zu

sehen.

Die Vorgaben zu Einzelhandelsbetrieben werden sowohl vom Vollsortimenter als auch vom

Getränkemarkt unabhängig voneinander eingehalten. Eine gemeinsame Stellplatzanlage,

Erschließung oder die Annahme von sortimentärer Ergänzung, stehen dem nicht entgegen. Eine

kommulative Verkaufsflächenbetrachtung ist somit nicht notwendig.
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Abwägungsvorschlag

Zu 7.

Die in der Stellungnahme bemängelte fehlerhafte Gesamtbetrachtung und somit

unzutreffende Verkehrsprognose werden nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Eine Spitzenlastanalyse im Rahmen eines Verkehrsgutachtens ist eine detaillierte

Untersuchung, die darauf abzielt, die höchste Verkehrsbelastung (Verkehrsspitze) innerhalb

eines bestimmten Zeitraums, typischerweise den Berufsverkehr (Morgen- oder

Abendstunde), in ihrer Gesamtheit zu bestimmen.

Im vorliegenden Verkehrsgutachten wurde dies vollumfänglich berücksichtigt. Siehe hierzu

auch Punkt 3.2 Leistungsfähigkeitsuntersuchung des vorliegenden Verkehrsgutachtens.

Eine Engstelle am Kreisverkehr/Staatsstraße, wie in der Stellungnahme beschrieben, liegt

nicht vor. Vielmehr stellt die Anbindung an die Staatsstraße, als großzügig dimensionierte

Straße ohne Lichtzeichenanlage und Rechts-vor-Links-Regelungen, wie sie in der Ortslage

gegeben sind, eine optimalere Anbindung der Feuerwehr für ihre Einsätze dar.

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens unter Punkt 3.3

eingeplant.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Zu 8.

Der Stellungnahm mit bemängelter nicht gesicherte ÖPNV-Anbindung mit unzulässiger

Annahme eines Entlastungseffekts wird zum Teil gefolgt.

BEGRÜNDUNG:

Das Plangebiet ist durch die Bestands-Linien 15 und N4 der INVG in das öffentliche

Personennahverkehrsnetz eingebunden.

Eine neue Buslinie zur direkten Erschließung des Plangebiet ist dagegen nicht vorgesehen.

Lediglich ein Shuttleservice an zwei Tagen der Woche ab Seniorenzentrum durch den Ort mit

insgesamt vier Haltestellen bis zum Nachversorger innerhalb des Plangebiets und zurück.

Weder zeichnerische Festsetzungen noch eine Berücksichtigung in den Gutachten sind zu

treffen.

Der Punkt 5.1.1 Öffentlicher Personennahverkehr zu den Begründung wird entsprechend

berichtigt und ergänzt.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die in der Stellungnahme bemängelte fehlende ergebnisoffene Prüfung geeigneter

Alternativstandorte kann nicht nachvollzogen werden.

BEGRÜNDUNG:

Die Prüfung von konkreten Alternativstandorten sowohl für einen geeigneten Standort für das

benötigte Feuerwehrgerätehaus als auch für die Versorgungssicherstellung der Bevölkerung

durch Nahversorger (Vollsortimenter), bedingt durch den Wegfall des Vollsortimenters

(EDEKA) am Dr.-Kurt-Schumacher-Ring und der Entstehung einer Versorgungslücke haben

stattgefunden.

So sind die Alternativstandorte neben der evangelischen Kirche, das alte EDEKA-Gelände

sowie Grundstücke im Gewerbegebiet „Im Speck“ ergebnisoffen geprüft worden.

Die aufgeführten Grundstücke wurden durch fehlende Verkaufsabsichten (EDEKA-Gelände),

Lage im Überschwemmungsgebiet (Grundstück bei evangelischer Kirche) sowie

unzureichender Größe und Gefahr durch Blockierung wegen nur einseitiger Ausfahrt

Richtung Kreisel (Grundstück im Gewerbegebiet „Im Speck“) verworfen. Weitere konkrete

Alternativstandorte wurden bis heute nicht benannt.

Die Begründung wird zur nächsten Offenlegung um den Punkt 1.2

Flächenmonitoring/Bedarfsprüfung erweitert.

Ein Abwägungsfehler liegt somit nicht vor.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die in der Stellungnahme bemängelte fehlende Risikobetrachtung bei Starkregen und

Überflutung wird nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Der Bebauungsplan befindet sich nicht im Überschwemmungsgebiet des Manterinbachs. Aus

diesem Grunde besteht für die Bauleitplanung kein Hindernis. Dies wurde bereits durch das

Wasserwirtschafsamt Ingolstadt bestätigt.

Der Bebauungsplan befindet sich jedoch in einem sogenannten „Risikogebiet außerhalb von

Überschwemmungsgebieten“ nach § 78b WHG. In der Begründung wird unter Punkt 3.5

Hochwassergefahren auf die bestehende Situation ausführlich eingegangen:

[...]„Die Höhenlage des Manterinbachs beträgt im Bereich gegenüber des Plangebiets etwa
ca. 386 m ü. NHN, die Kreisstraße ca. 387 m ü. NHN, während das Plangebiet selbst auf
einer Geländehöhe von rund 390 m ü. NHN (im geplanten Zustand) liegt. Damit befindet sich
die geplante Bebauung rund
3 m oberhalb des potenziellen Überflutungsniveaus. Eine Beeinträchtigung durch
Hochwasser ist daher nicht zu erwarten.

Gleichwohl ist im Rahmen der Bauausführung darauf zu achten, dass

- Oberflächenwasser aus Starkregenereignissen geordnet abgeleitet wird,
- Retentionsflächen und Versickerungsmöglichkeiten im Plangebiet gesichert bzw.

geschaffen werden, und
- durch die geplanten Erschließungsmaßnahmen keine Rückstau- oder

Ableitungsprobleme in Richtung der Kreisstraße oder des Manterinbachs
entstehen.

Durch die topographische Situation sowie die geplanten oberirdischen
Entwässerungsmaßnahmen bestehen keine hochwasserbedingten Einschränkungen für die
Umsetzbarkeit der Bauleitplanung.“

Die Voraussetzungen zur Erarbeitung einer Risikoanalyse sind somit nicht gegeben.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Der in der Stellungnahme aufgeführte Verdacht dass die Standortwahl durch wirtschaftliche

Interessen eines privaten Grundstückseigentümers maßgeblich gewesen sein könnten wird

nicht geteilt und entschieden zurückgewiesen.

BEGRÜNDUNG:

Siehe zu Standortwahl und Planungsalternativen die Begründung zu Punkt 9. dieser

Stellungnahme. Die Standortwahl beruht auf der dringenden Erfordernis für ein neues

Feuerwehrgerätehaus dass im Feuerwehrbedarfsplan für 2026 vorgesehen ist. Die

Überlegungen zum Vollsortimenter ergaben sich im Laufe der Erwerbsverhandlungen der

Gemeinde Wettstetten, wobei hier ebenfalls das Interesse der Gemeinde ausschlaggebend

war nachdem der bisherige EDEKA-Markt am Kurt-Schumacher-Ring geschlossen wurde

und insoweit eine Versorgungslücke mit einem Vollsortimenter entstanden war und eine hohe

Nachfrage in der Bevölkerung besteht.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Zusammenfassung wird zur Kenntnis genommen. Die aufgeführten Punkte werden in den

Abwägungen zu den einzelnen Punkten dieser Stellungnahme ausführlich behandelt und

abgewogen.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die aufgeführten Anträgen werden zur Kenntnis genommen.

Die aufgeführten Punkte werden in den Abwägungen zu den einzelnen Punkten dieser

Stellungnahme ausführlich behandelt und abgewogen.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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202
Stellungnahme Franz Heindl vom 18.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Behauptung, die Planung leide an erheblichen Ermittlungs-, Bewertungs- und

Abwägungsdefiziten, kann nicht nachvollzogen werden.

Zu I.

Die in der Stellungnahme aufgeführten Mängel einer fehlenden gesicherten Erschließung wie

eine unbefestigte, nicht ganzjährig befahrbare zweite Zufahrt, eine störanfällige gemeinsame

Hauptzufahrt von Einzelhandelsbetrieb und Feuerwehrgerätehaus und fehlende

Gewährleistung einer jederzeit verfügbaren eigenständigen Einsatzfahrt, werden nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Hauptzufahrt

Zu den Mindestanforderungen an Erschließungsanlagen gehören die verkehrsmäßige

Anbindung der Baugrundstücke durch Straßen, Wege und Plätze sowie die Ver- und

Entsorgungsleitungen für Elektrizität, Wasser und Abwasser.

Diese ist vorliegend in ausreichendem Maß, insbesondere im Hinblick auf die straßenmäßige

Erschließung gegeben, da die Breite der geplanten öffentlichen Erschließungsstraße mit ca.

9,5 m für die Feuerwehr den Anforderungen für den Einsatz völlig genügt, auch wenn

Kundenverkehr zum Supermarkt die Straße ebenfalls nutzt.

Unterlegt wird dies u. A. mit der Leistungsfähigkeitsuntersuchung der neuen Einmündungen

im beigelegten Verkehrsgutachten der InovaPlan GmbH vom 21.11.2025. Hier wird unter

Punkt 3.2 die westliche Einmündung (Feuerwehr)mit der höchsten Qualitätsstufe (QSV) 5

bewertet. Eine Störanfälligkeit bzw. eine drohende Blockade ist somit nicht gegeben.

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens unter Punkt 3.3
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eingeplant.

Zweite Zufahrt

Für eine zweite, dauerhaft genutzte Zufahrt für ein Feuerwehrgerätehaus gibt es keine

pauschale Herstellungspflicht. Jedoch ergeben sich aus funktionalen und

sicherheitstechnischen Normen oft zwingende Gründe für eine getrennte Verkehrsführung.

Die Notwendigkeit wird primär durch folgende Regelwerke bestimmt:

Funktionale Trennung gemäß DIN 14092-1.

Die DIN 14092-1 „Feuerwehrhäuser“ fordert, dass die Anfahrt der Privat-Pkw der

Einsatzkräfte und die Ausfahrt der Einsatzfahrzeuge kreuzungsfrei und ohne gegenseitige

Behinderung erfolgen müssen. Begegnungsverkehr ist zu vermeiden. Anrückende Kräfte

dürfen die ausrückenden Fahrzeuge nicht blockieren. Dies wird in der Planung von zwei

möglichen Zufahrten von der öffentlichen Stichstraße zum Feuerwehrgrundstück

gewährleistet und ist nicht, wie in der Stellungnahme dargelegt, von einem Schotterweg

(Bestand) vorgesehen sondern von einer privaten Verkehrsfläche mit besonderer

Zweckbestimmung: Zufahrt Feuerwehr. Aussagen zum Ausbau dieser Verkehrsfläche sind im

Zuge der Umsetzung zu treffen. Sie sind nicht Bestandteil der Bauleitplanung.

Die Behauptung einer nicht praktisch funktionssicheren Erschließung bei hier ausreichender

Darlegung der theoretisch funktionssicheren Erschließung können nicht nachvollzogen

werden. Faktenbasierte Daten werden zu dieser Behauptung in der Stellungnahmen nicht

benannt. Zumal die praktische funktionssichere Erschließung im Zuge der Umsetzung

herzustellen ist und nicht Bestandteil der Bauleitplanung darstellt.

Zu II.

Der in der Stellungnahme aufgeführte Verstoß der Gemeinde gegen Feuerwehrrecht und

dem Widerspruch der geplanten Verkehrsführung zum öffentlichen Schutzauftrag werden

nicht geteilt bzw. können nicht nachvollzogen werden.

BEGRÜNDUNG:

Konfliktfreie Feuerwehrzufahrt

Die konfliktfreie Feuerwehrzufahrt ist durch die Einhaltung der Vorgaben u. A. aus der DIN

14092-Teil 1 „Feuerwehrhäuser, Planungsgrundlagen“ mit den getroffenen Festsetzungen

dieser Bauleitplanung gegeben. Die konkrete Ausgestaltung ist dann im Zuge der Umsetzung

konform den Vorgaben aus dem Bebauungsplan herzustellen. Aussagen dazu werden in der

Bauleitplanung nicht getroffen.

Einsatzpriorität

Die Einsatzbereitschaft ist jederzeit und unabhängig von dem zu erwartenden Kundenverkehr

aus der anliegenden Gewerbenutzung gewährleistet. Die Grundvoraussetzungen dazu sind

durch die vorliegende Planung mit uneingeschränkter Anbindung an eine ausreichend

dimensionierte öffentliche Verkehrsfläche mit Voraussetzungen zur Herstellung einer

unabhängigen Abfahrt im Einsatzfall gegeben.

Der private Kundenverkehr, wie im Übrigen alle anderen Verkehrsteilnehmer, haben im

Einsatzfall der Feuerwehr sofort freie Bahn zu schaffen: Siehe hierzu § 35 Sonderrechte und

§ 38 Blaues Blinklicht und Gelbes Blinklicht der StVO.

Anordnung Zufahrten
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Die DIN 14090 richtet sich an Grundstückseigentümer potentieller Einsatzorte und hat mit der

Zufahrt zu den Feuerwehrgrundstück nichts zu tun, der Einwand geht hier fehl.

Zu III.

Die in der Stellungnahme aufgeführten fehlenden bzw. unzureichenden Verkehrs- und

Sicherheitskonzepte sowie Planungsdefizite zu gemeinsamer Ein- und Ausfahrt von

Einsatzfahrzeugen und Kundenverkehr, Anbindung an Staatsstraße sowie Querung von Rad-

und Fußwegen und Einsatzfahrzeuge mit Sonderrechten wird nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Gemeinsame Ein- und Ausfahrt mit Anbindung an Staatsstraße

Die Benutzung von öffentlichen Straßen der Feuerwehr um zu einem Einsatzort zu gelangen

ist immer gegeben. Im Fall des vorliegenden Bebauungsplans teilen sich die Feuerwehr und

die Kunden der anliegenden Gewerbeflächen eine öffentliche Erschließungsstraße. Dies ist

allgemein üblich. Die Kapazitäten der öffentlichen Straßen innerhalb sowie außerhalb des

Geltungsbereiches reichen zur Bewältigung des Verkehrs aus. Das vorliegende

Verkehrsgutachten, das von einem anerkannten Sachverständigenbüro nach dem aktuellen

Stand der Wissenschaft und Technik erstellt wurde, berücksichtigt diese unterschiedlichen

Nutzungen vollumfänglich. Unter Punkt 3.2 wird die westliche Einmündung (Feuerwehr)mit

der höchsten Qualitätsstufe (QSV) 5 bewertet.

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens unter Punkt 3.3

eingeplant.

Querung Fuß- und Radweg

Die Anbindung an die Staatsstraße als großzügig dimensionierte Straße ohne

Lichtzeichenanlage und Rechts-vor-Links-Regelungen, wie sie in der Ortslage gegeben sind,

stellt eine optimalere Anbindung der Feuerwehr für ihre Einsätze dar. Die Querung von Geh-

und Radweg ist dem öffentlichen Straßenverkehr immanent. Im Übrigen ist die

Verkehrssicherheit Dritter durch die Nutzung der Sonderrechtssignale und die angepasste

Fahrweise der Einsatzfahrzeuge gegeben. Dies gilt für alle Feuerwehrausfahrten.

Sonderrechte bei Einsatzfahrten

Siehe hierzu die Abwägung „Einsatzpriorität“

zu Punkt II. dieser Stellungnahme.

Leistungsfähigkeits- und Verkehrssicherheitsgutachten

Im vorliegenden Verkehrsgutachten wurde die Leistungsfähigkeit vollumfänglich

berücksichtigt. Siehe hierzu auch Punkt 3.2 Leistungsfähigkeitsuntersuchung des

vorliegenden Verkehrsgutachtens.

Eine Alarmfallanalyse (oft im Kontext der Alarmierungsplanung gemäß der bayerischen

Alarmierungsbekanntmachung ABek, durchgeführt) ist in Bayern ein strukturierter Prozess,

bei dem festgelegt wird, welche Einsatzkräfte und Mittel der Feuerwehr bei bestimmten

Notrufen zu einem spezifischen Einsatzort alarmiert werden. Dies ist kein Bestandteil eines

Verkehrsgutachtens - der Einwand geht hier fehl.

Zu IV.
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Das in der Stellungnahme bemängelte fehlende bzw. unzureichende Brandschutz- bzw.

Einsatzkonzept kann nicht nachvollzogen werden.

BEGRÜNDUNG:

Ein Brandschutzkonzept ist Gegenstand eines Baugenehmigungsverfahrens.

Das Risiko- und Einsatzkonzept der Feuerwehr in Bayern ist ein dynamisches System, das

durch landesweite Vorgaben des Innenministeriums, Feuerwehrdienstvorschriften (FwDV)

und spezifische Rahmenkonzepte (z.B. ABC-Konzept, Katastrophenschutz) geprägt ist. Es

zielt darauf ab, Feuerwehren landesweit einheitlich, aber flexibel auf örtliche Risiken

auszurichten. Die benannten Konzepte sind nicht Bestandteil des Regelungsgehalts einer

Bauleitplanung.

Die in der Stellungnahmen benannten fehlenden Blockade- und Ausfallszenarien in der

Planung sind nicht Bestandteil eines Verkehrsgutachtens bzw. stehen in keinem

Zusammenhang mit dem Regelungsgehalt einer Bauleitplanung.

Die zweite Zufahrtsmöglichkeit wurde bereits ausführlich in der vorliegenden Abwägungen zu

„Zweite Zufahrt“ unter Punkt I. dieser Stellungnahme behandelt.

Anmerkung: Punkt V nicht belegt.

Zu VI.

Die in der Stellungnahme aufgeführten Verletzungen nachbarlicher Rechte und das Gebot

der Rücksichtnahme durch erhöhte Verkehrs- und Lärmbelastung, Gefährdung von Einsatz-

und Kundenverkehr sowie unzumutbare Nutzungskonflikte können nicht nachvollzogen

werden.

BEGRÜNDUNG:

Die Bauleitplanung schafft, auch für Einsatzfahrten, vollumfänglich die Grundvoraussetzung

einer konfliktfreien Nutzung der Anlieger (inkl. Kundenverkehr) untereinander innerhalb des

Geltungsbereiches sowie in Hinblick auf die angebundenen öffentlichen Verkehrsflächen.

Sowohl ein Verkehrsuntersuchung als auch eine schalltechnische Untersuchung wurden für

das gegenständliche Bauleitplanverfahren durchgeführt.

Bei der Verkehrsuntersuchung vom 21.11.2025 wurden dabei die Auswirkungen des

Sondergebiets auf die angrenzenden Straßen und die Verkehrssicherheit überprüft.

Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis dass die bestehenden Verkehrswege ausreichend

leistungsfähig sind und die geplanten Ein- und Ausfahrten unter Berücksichtigung der

Linksabbiegespuren und Sichtfelder verkehrssicher gestaltet werden können.

Nach der schalltechnischen Untersuchung der Ingenieurbüro Kottermair GmbH vom

14.11.2025, bestehen aus schalltechnischer Sicht sowohl für den Verkehrslärm als auch für

den Anlagenlärm keine Bedenken gegen die Aufstellung des Bebauungsplans. Für den

vorliegenden Bebauungsplan wurden Emissionskontingente für das Sondergebietsareal

aufgenommen die einzuhalten sind.

Eine Gefährdung durch Einsatz- und Kundenverkehr ausgehend von der vorliegenden

Bauleitplanung ist nicht gegeben. Unterlegt wird dies u. A. mit der

Leistungsfähigkeitsuntersuchung der neuen Einmündungen im beigelegten
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Verkehrsgutachten. Hier wird unter Punkt 3.2 die westliche Einmündung (Feuerwehr)mit der

höchsten Qualitätsstufe (QSV) 5 bewertet. Eine Störanfälligkeit ist somit nicht gegeben.

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens unter Punkt 3.3

eingeplant.

Der private Kundenverkehr, wie im Übrigen alle anderen Verkehrsteilnehmer, haben im

Einsatzfall der Feuerwehr sofort freie Bahn zu schaffen: Siehe hierzu § 35 Sonderrechte und

§ 38 Blaues Blinklicht und Gelbes Blinklicht der StVO.

Zu VII.

Die in der Stellungnahme bemängelte fehlerhafte Einordnung des Getränkemarktes wird

nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Der Getränkemarkt wird weder im Verkehrsgutachten noch in der schalltechnischen

Untersuchung als untergeordnete Nebenanlage oder Annexbetrieb betrachtet bzw.

dargestellt.

In der schalltechnischen Untersuchung gibt es lediglich eine farbliche Abstufung zur besseren

Ablesbarkeit der unterschiedlichen vorgesehenen Nutzungen im Sonstigen Sondergebiet SO 1.

Dies ist aber nicht mit der Definition einer untergeordneten Nebenanlage nach § 14 BauNVO zu

verwechseln.

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung zu einem Angebots-Bebauungsplan ist die

spätere Zuordnung oder Nutzung durch einzelne Betriebe in einem Gewerbe- oder

Sondergebiet oder Festsetzungen zu Nebenanlagen nach § 14 BauNVO schalltechnisch nicht

von Bedeutung.

Auf Basis der Kontingentierung des Angebots-Bebauungsplan errechnen sich aus der Teilfläche

eines zukünftig ansiedlungswilligen Betriebes Immissionsrichtwertanteile, deren Einhaltung der

Betrieb im Einzelgenehmigungsverfahren nach TA Lärm nachweisen muss. Die rechtliche

Zuordnung von (wie hier) Getränkemärkten ist für die schalltechnische Beurteilung daher nicht

relevant.

Im Verkehrsgutachten werden unter Punkt 3.1 Verkehrserzeugung die geplanten Nutzungen

(Supermarkt, Getränkemarkt, Backshop, Büro und Feuerwehr) und die daraus zu erwartenden

Kunden, Besuchenden sowie Beschäftigte gleichwertig erfasst. Eine Unterordnung des

Getränkemarktes ist hier nicht gegeben.

Ebenso werden in der Planzeichnung zum Bebauungsplanverfahren bei der Art der baulichen

Nutzung lediglich unterschiedliche Sonstige Sondergebiete ausgewiesen (SO 1 bis SO 3). Bei

den dargestellten Gebäudevorschläge innerhalb dieser Teilgebiete lassen sich keinerlei

Rückschlüsse auf untergeordnete Nebenanlagen ziehen zumal in den textlichen Festsetzungen

unter 1.1 Sonstiges Sondergebiet SO 1 – Einzelhandel/Gewerbe der Getränkemarkt im

Zusammenhang mit dem Nachversorger als Vollsortimenter und Backshop mit Gastronomie

festgesetzt wird.

Zu VIII.

Die in der Stellungnahme bemängelte ausbleibende kumulative Betrachtung der

Verkaufsflächen von Vollsortimenter und Getränkemarkt wird nicht geteilt.
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BEGRÜNDUNG:

§ 11 Abs. 3 der Bau NVO schreibt keine Kumulation der Verkaufsflächen vor.

Nach Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) in der Fassung vom Juni 2023 ist zu

Punkt 5.3.1 (Z) Lage im Raum folgendes zu entnehmen:

„Flächen für Betriebe im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der Baunutzungsverordnung sowie für
Agglomerationen (Einzelhandelsgroßprojekte) dürfen nur in Zentralen Orten ausgewiesen
werden. Abweichend sind Ausweisungen zulässig

- für Betriebe bis 1 200 m² Verkaufsfläche, die ganz überwiegend dem Verkauf von
Waren des Nahversorgungsbedarfs dienen, in allen Gemeinden; diese Ausweisungen
sind unabhängig von den zentralörtlichen Funktionen anderer Gemeinden zulässig
und unterliegen nur der Steuerung von Ziel 5.3.2 […]“

In der Begründung 5.3.1 (B) ist hierzu zu entnehmen:

„In Zentralen Orten sollen überörtlich bedeutsame Einrichtungen der Daseinsvorsorge
konzentriert werden (vgl. 2.1). Neben Betrieben i.S.d. § 11 Abs. 3 BauNVO sind aufgrund
analoger räumlicher Wirkungen auch Agglomerationen von mindestens drei
Einzelhandelsbetrieben in räumlich funktionalem Zusammenhang, die erheblich überörtlich
raumbedeutsam sind, als Einzelhandelsgroßprojekte erfasst. Ein Einzelhandelsbetrieb liegt vor,
wenn eine Verkaufsstätte allgemein zugänglich ist und Waren an Endverbraucher verkauft.[…]

Demgegenüber sind Betriebe bis 1 200 m² Verkaufsfläche, die überwiegend dem Verkauf von
Waren des Nahversorgungsbedarfs dienen, in allen Gemeinden landesplanerisch zulässig.

Die Größenordnung von 1 200 m² Verkaufsfläche ist gemäß den aktuellen „Struktur- und
Marktdaten im Einzelhandel“ (BBE München, 2010) als Orientierungsrahmen für den
wirtschaftlichen Betrieb eines breiten einzelbetrieblichen Nahversorgungsangebots anzusehen.
Zugleich wird durch die Beschränkung auf 1 200 m² Verkaufsfläche ein übermäßiges
Verkaufsflächenwachstum ausgeschlossen und werden damit Auswirkungen auf
verbrauchernahe Versorgungsstrukturen vermindert. Auf diese Weise ist in allen Gemeinden –
insbesondere auch des ländlichen Raums – eine angemessene Nahversorgung möglich. Der
flächendeckenden verbrauchernahen Nahversorgung kommt dabei ein ungleich höheres
Gewicht zu als möglichen Auswirkungen auf zentralörtliche Strukturen.“

Demnach stellen im Umkehrschluss zwei Einzelhandelsbetriebe mit bis zu 1200 m²

Verkaufsfläche weder eine Agglomeration dar noch sind sie als Einzelhandelsgroßprojekte zu

sehen.

Die Vorgaben zu Einzelhandelsbetrieben werden sowohl vom Vollsortimenter als auch vom

Getränkemarkt unabhängig voneinander eingehalten. Eine gemeinsame Stellplatzanlage,

Erschließung oder die Annahme von sortimentärer Ergänzung, stehen dem nicht entgegen. Eine

kommulative Verkaufsflächenbetrachtung ist somit nicht notwendig.

Zu IX.

Die in der Stellungnahme bemängelte unzutreffende Verkehrsprognose mit fehlender

kumulativer Betrachtung der Verkehrsströme wird nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Eine Spitzenlastanalyse im Rahmen eines Verkehrsgutachtens ist eine detaillierte

Untersuchung, die darauf abzielt, die höchste Verkehrsbelastung (Verkehrsspitze) innerhalb
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eines bestimmten Zeitraums, typischerweise den Berufsverkehr (Morgen- oder

Abendstunde), in ihrer Gesamtheit zu bestimmen.

Im vorliegenden Verkehrsgutachten wurde dies vollumfänglich berücksichtigt. Siehe hierzu

auch Punkt 3.2 Leistungsfähigkeitsuntersuchung des vorliegenden Verkehrsgutachtens. Hier

wird die westliche Einmündung (Feuerwehr)mit der höchsten Qualitätsstufe (QSV) 5

bewertet. Eine Störanfälligkeit ist somit nicht gegeben.

Die Anbindung an die Staatsstraße, als großzügig dimensionierte Straße ohne

Lichtzeichenanlage und Rechts-vor-Links-Regelungen, wie sie in der Ortslage gegeben sind,

stellt eine optimalere Anbindung der Feuerwehr für ihre Einsätze dar.

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens unter Punkt 3.3

eingeplant.

Zu X.

Der Stellungnahme mit beschriebener fehlender und nicht gesicherter ÖPNV-Anbindung wird

zum Teil gefolgt.

BEGRÜNDUNG:

Das Plangebiet ist durch die Bestands-Linien 15 und N4 der INVG in das öffentliche

Personennahverkehrsnetz eingebunden.

Eine neue Buslinie zur direkten Erschließung des Plangebiet ist dagegen nicht vorgesehen.

Lediglich ein Shuttleservice an zwei Tagen der Woche ab Seniorenzentrum durch den Ort mit

insgesamt vier Haltestellen bis zum Nachversorger innerhalb des Plangebiets und zurück.

Weder zeichnerische Festsetzungen noch eine Berücksichtigung in den Gutachten sind zu

treffen.

Der Punkt 5.1.1 Öffentlicher Personennahverkehr zu den Begründung wird entsprechend

berichtigt und ergänzt.

Zu XI.

Die in der Stellungnahme bemängelte fehlende ergebnisoffene Prüfung geeigneter

Alternativstandorte kann nicht nachvollzogen werden.

BEGRÜNDUNG:

Die Prüfung von konkreten Alternativstandorten sowohl für einen geeigneten Standort für das

benötigte Feuerwehrgerätehaus als auch für die Versorgungssicherstellung der Bevölkerung

durch Nahversorger (Vollsortimenter), bedingt durch den Wegfall des Vollsortimenters

(EDEKA) am Dr.-Kurt-Schumacher-Ring und der Entstehung einer Versorgungslücke haben

stattgefunden.

So sind die Alternativstandorte neben der evangelischen Kirche, das alte EDEKA-Gelände

sowie Grundstücke im Gewerbegebiet „Im Speck“ ergebnisoffen geprüft worden.

Die aufgeführten Grundstücke wurden durch fehlende Verkaufsabsichten (EDEKA-Gelände),

Lage im Überschwemmungsgebiet (Grundstück bei evangelischer Kirche) sowie

unzureichender Größe und Gefahr durch Blockierung wegen nur einseitiger Ausfahrt

Richtung Kreisel (Grundstück im Gewerbegebiet „Im Speck“) verworfen. Weitere konkrete

Alternativstandorte wurden bis heute nicht benannt.

Die Begründung wird zur nächsten Offenlegung um den Punkt 1.2
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Flächenmonitoring/Bedarfsprüfung erweitert.

Ein Abwägungsmangel liegt somit nicht vor.

Zu XII.

Der in der Stellungnahme aufgeführte Verdacht dass die Standortwahl durch wirtschaftliche

Interessen eines privaten Grundstückseigentümers maßgeblich gewesen sein könnten wird

nicht geteilt und entschieden zurückgewiesen.

BEGRÜNDUNG:

Siehe zu Standortwahl und Planungsalternativen die Begründung zu Punkt XI. dieser

Stellungnahme. Die Standortwahl beruht auf der dringenden Erfordernis für ein neues

Feuerwehrgerätehaus dass im Feuerwehrbedarfsplan für 2026 vorgesehen ist. Die

Überlegungen zum Vollsortimenter ergaben sich im Laufe der Erwerbsverhandlungen der

Gemeinde Wettstetten, wobei hier ebenfalls das Interesse der Gemeinde ausschlaggebend

war nachdem der bisherige EDEKA-Markt am Kurt-Schumacher-Ring geschlossen wurde

und insoweit eine Versorgungslücke mit einem Vollsortimenter entstanden war und eine hohe

Nachfrage in der Bevölkerung besteht.

Zu XIII.

Die Zusammenfassung wird zur Kenntnis genommen. Die aufgeführten Punkte werden in den

Abwägungen zu den einzelnen Punkten dieser Stellungnahme ausführlich behandelt und

abgewogen.

Zu XIV.

Die aufgeführten Anträgen werden zur Kenntnis genommen.

Die aufgeführten Punkte werden in den Abwägungen zu den einzelnen Punkten dieser

Stellungnahme ausführlich behandelt und abgewogen



NIEDERSCHRIFT ÜBER DIE SITZUNG

des Gemeinderates

Sitzungs-Nr. 2026/GR/008
Seite: 77

203
Stellungnahme Torsten Herrmann vom 19.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja



NIEDERSCHRIFT ÜBER DIE SITZUNG

des Gemeinderates

Sitzungs-Nr. 2026/GR/008
Seite: 78



NIEDERSCHRIFT ÜBER DIE SITZUNG

des Gemeinderates

Sitzungs-Nr. 2026/GR/008
Seite: 79



NIEDERSCHRIFT ÜBER DIE SITZUNG

des Gemeinderates

Sitzungs-Nr. 2026/GR/008
Seite: 80

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Behauptung, die Planung leide an erheblichen Ermittlungs-, Bewertungs- und

Abwägungsdefiziten, kann nicht nachvollzogen werden.

Zu I.

Die in der Stellungnahme aufgeführten Mängel einer fehlenden gesicherten Erschließung wie

eine unbefestigte, nicht ganzjährig befahrbare zweite Zufahrt, eine störanfällige gemeinsame

Hauptzufahrt von Einzelhandelsbetrieb und Feuerwehrgerätehaus und fehlende
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Gewährleistung einer jederzeit verfügbaren eigenständigen Einsatzfahrt, werden nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Hauptzufahrt

Zu den Mindestanforderungen an Erschließungsanlagen gehören die verkehrsmäßige

Anbindung der Baugrundstücke durch Straßen, Wege und Plätze sowie die Ver- und

Entsorgungsleitungen für Elektrizität, Wasser und Abwasser.

Diese ist vorliegend in ausreichendem Maß, insbesondere im Hinblick auf die straßenmäßige

Erschließung gegeben, da die Breite der geplanten öffentlichen Erschließungsstraße mit ca.

9,5 m für die Feuerwehr den Anforderungen für den Einsatz völlig genügt, auch wenn

Kundenverkehr zum Supermarkt die Straße ebenfalls nutzt.

Unterlegt wird dies u. A. mit der Leistungsfähigkeitsuntersuchung der neuen Einmündungen

im beigelegten Verkehrsgutachten der InovaPlan GmbH vom 21.11.2025. Hier wird unter

Punkt 3.2 die westliche Einmündung (Feuerwehr)mit der höchsten Qualitätsstufe (QSV) 5

bewertet. Eine Störanfälligkeit bzw. eine drohende Blockade ist somit nicht gegeben.

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens unter Punkt 3.3

eingeplant.

Zweite Zufahrt

Für eine zweite, dauerhaft genutzte Zufahrt für ein Feuerwehrgerätehaus gibt es keine

pauschale Herstellungspflicht. Jedoch ergeben sich aus funktionalen und

sicherheitstechnischen Normen oft zwingende Gründe für eine getrennte Verkehrsführung.

Die Notwendigkeit wird primär durch folgende Regelwerke bestimmt:

Funktionale Trennung gemäß DIN 14092-1.

Die DIN 14092-1 „Feuerwehrhäuser“ fordert, dass die Anfahrt der Privat-Pkw der

Einsatzkräfte und die Ausfahrt der Einsatzfahrzeuge kreuzungsfrei und ohne gegenseitige

Behinderung erfolgen müssen. Begegnungsverkehr ist zu vermeiden. Anrückende Kräfte

dürfen die ausrückenden Fahrzeuge nicht blockieren. Dies wird in der Planung von zwei

möglichen Zufahrten von der öffentlichen Stichstraße zum Feuerwehrgrundstück

gewährleistet und ist nicht, wie in der Stellungnahme dargelegt, von einem Schotterweg

(Bestand) vorgesehen sondern von einer privaten Verkehrsfläche mit besonderer

Zweckbestimmung: Zufahrt Feuerwehr. Aussagen zum Ausbau dieser Verkehrsfläche sind im

Zuge der Umsetzung zu treffen. Sie sind nicht Bestandteil der Bauleitplanung.

Die Behauptung einer nicht praktisch funktionssicheren Erschließung bei hier ausreichender

Darlegung der theoretisch funktionssicheren Erschließung können nicht nachvollzogen

werden. Faktenbasierte Daten werden zu dieser Behauptung in der Stellungnahmen nicht

benannt. Zumal die praktische funktionssichere Erschließung im Zuge der Umsetzung

herzustellen ist und nicht Bestandteil der Bauleitplanung darstellt.

Zu II.

Der in der Stellungnahme aufgeführte Verstoß der Gemeinde gegen Feuerwehrrecht und

dem Widerspruch der geplanten Verkehrsführung zum öffentlichen Schutzauftrag werden

nicht geteilt bzw. können nicht nachvollzogen werden.

BEGRÜNDUNG:

Konfliktfreie Feuerwehrzufahrt

Die konfliktfreie Feuerwehrzufahrt ist durch die Einhaltung der Vorgaben u. A. aus der DIN
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14092-Teil 1 „Feuerwehrhäuser, Planungsgrundlagen“ mit den getroffenen Festsetzungen

dieser Bauleitplanung gegeben. Die konkrete Ausgestaltung ist dann im Zuge der Umsetzung

konform den Vorgaben aus dem Bebauungsplan herzustellen. Aussagen dazu werden in der

Bauleitplanung nicht getroffen.

Einsatzpriorität

Die Einsatzbereitschaft ist jederzeit und unabhängig von dem zu erwartenden Kundenverkehr

aus der anliegenden Gewerbenutzung gewährleistet. Die Grundvoraussetzungen dazu sind

durch die vorliegende Planung mit uneingeschränkter Anbindung an eine ausreichend

dimensionierte öffentliche Verkehrsfläche mit Voraussetzungen zur Herstellung einer

unabhängigen Abfahrt im Einsatzfall gegeben.

Der private Kundenverkehr, wie im Übrigen alle anderen Verkehrsteilnehmer, haben im

Einsatzfall der Feuerwehr sofort freie Bahn zu schaffen: Siehe hierzu § 35 Sonderrechte und

§ 38 Blaues Blinklicht und Gelbes Blinklicht der StVO.

Anordnung Zufahrten

Die DIN 14090 richtet sich an Grundstückseigentümer potentieller Einsatzorte und hat mit der

Zufahrt zu den Feuerwehrgrundstück nichts zu tun, der Einwand geht hier fehl.

Zu III.

Die in der Stellungnahme aufgeführten fehlenden bzw. unzureichenden Verkehrs- und

Sicherheitskonzepte sowie Planungsdefizite zu gemeinsamer Ein- und Ausfahrt von

Einsatzfahrzeugen und Kundenverkehr, Anbindung an Staatsstraße sowie Querung von Rad-

und Fußwegen und Einsatzfahrzeuge mit Sonderrechten wird nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Gemeinsame Ein- und Ausfahrt mit Anbindung an Staatsstraße

Die Benutzung von öffentlichen Straßen der Feuerwehr um zu einem Einsatzort zu gelangen

ist immer gegeben. Im Fall des vorliegenden Bebauungsplans teilen sich die Feuerwehr und

die Kunden der anliegenden Gewerbeflächen eine öffentliche Erschließungsstraße. Dies ist

allgemein üblich. Die Kapazitäten der öffentlichen Straßen innerhalb sowie außerhalb des

Geltungsbereiches reichen zur Bewältigung des Verkehrs aus. Das vorliegende

Verkehrsgutachten, das von einem anerkannten Sachverständigenbüro nach dem aktuellen

Stand der Wissenschaft und Technik erstellt wurde, berücksichtigt diese unterschiedlichen

Nutzungen vollumfänglich. Unter Punkt 3.2 wird die westliche Einmündung (Feuerwehr)mit

der höchsten Qualitätsstufe (QSV) 5 bewertet.

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens unter Punkt 3.3

eingeplant.

Querung Fuß- und Radweg

Die Anbindung an die Staatsstraße als großzügig dimensionierte Straße ohne

Lichtzeichenanlage und Rechts-vor-Links-Regelungen, wie sie in der Ortslage gegeben sind,

stellt eine optimalere Anbindung der Feuerwehr für ihre Einsätze dar. Die Querung von Geh-

und Radweg ist dem öffentlichen Straßenverkehr immanent. Im Übrigen ist die

Verkehrssicherheit Dritter durch die Nutzung der Sonderrechtssignale und die angepasste

Fahrweise der Einsatzfahrzeuge gegeben. Dies gilt für alle Feuerwehrausfahrten.
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Sonderrechte bei Einsatzfahrten

Siehe hierzu die Abwägung „Einsatzpriorität“

zu Punkt II. dieser Stellungnahme.

Leistungsfähigkeits- und Verkehrssicherheitsgutachten

Im vorliegenden Verkehrsgutachten wurde die Leistungsfähigkeit vollumfänglich

berücksichtigt. Siehe hierzu auch Punkt 3.2 Leistungsfähigkeitsuntersuchung des

vorliegenden Verkehrsgutachtens.

Eine Alarmfallanalyse (oft im Kontext der Alarmierungsplanung gemäß der bayerischen

Alarmierungsbekanntmachung ABek, durchgeführt) ist in Bayern ein strukturierter Prozess,

bei dem festgelegt wird, welche Einsatzkräfte und Mittel der Feuerwehr bei bestimmten

Notrufen zu einem spezifischen Einsatzort alarmiert werden. Dies ist kein Bestandteil eines

Verkehrsgutachtens - der Einwand geht hier fehl.

Zu IV.

Das in der Stellungnahme bemängelte fehlende bzw. unzureichende Brandschutz- bzw.

Einsatzkonzept kann nicht nachvollzogen werden.

BEGRÜNDUNG:

Ein Brandschutzkonzept ist Gegenstand eines Baugenehmigungsverfahrens.

Das Risiko- und Einsatzkonzept der Feuerwehr in Bayern ist ein dynamisches System, das

durch landesweite Vorgaben des Innenministeriums, Feuerwehrdienstvorschriften (FwDV)

und spezifische Rahmenkonzepte (z.B. ABC-Konzept, Katastrophenschutz) geprägt ist. Es

zielt darauf ab, Feuerwehren landesweit einheitlich, aber flexibel auf örtliche Risiken

auszurichten. Die benannten Konzepte sind nicht Bestandteil des Regelungsgehalts einer

Bauleitplanung.

Die in der Stellungnahmen benannten fehlenden Blockade- und Ausfallszenarien in der

Planung sind nicht Bestandteil eines Verkehrsgutachtens bzw. stehen in keinem

Zusammenhang mit dem Regelungsgehalt einer Bauleitplanung.

Die zweite Zufahrtsmöglichkeit wurde bereits ausführlich in der vorliegenden Abwägungen zu

„Zweite Zufahrt“ unter Punkt I. dieser Stellungnahme behandelt.

Anmerkung: Punkt V nicht belegt.

Zu VI.

Die in der Stellungnahme aufgeführten Verletzungen nachbarlicher Rechte und das Gebot

der Rücksichtnahme durch erhöhte Verkehrs- und Lärmbelastung, Gefährdung von Einsatz-

und Kundenverkehr sowie unzumutbare Nutzungskonflikte können nicht nachvollzogen

werden.

BEGRÜNDUNG:

Die Bauleitplanung schafft, auch für Einsatzfahrten, vollumfänglich die Grundvoraussetzung

einer konfliktfreien Nutzung der Anlieger (inkl. Kundenverkehr) untereinander innerhalb des

Geltungsbereiches sowie in Hinblick auf die angebundenen öffentlichen Verkehrsflächen.
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Sowohl ein Verkehrsuntersuchung als auch eine schalltechnische Untersuchung wurden für

das gegenständliche Bauleitplanverfahren durchgeführt.

Bei der Verkehrsuntersuchung vom 21.11.2025 wurden dabei die Auswirkungen des

Sondergebiets auf die angrenzenden Straßen und die Verkehrssicherheit überprüft.

Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis dass die bestehenden Verkehrswege ausreichend

leistungsfähig sind und die geplanten Ein- und Ausfahrten unter Berücksichtigung der

Linksabbiegespuren und Sichtfelder verkehrssicher gestaltet werden können.

Nach der schalltechnischen Untersuchung der Ingenieurbüro Kottermair GmbH vom

14.11.2025, bestehen aus schalltechnischer Sicht sowohl für den Verkehrslärm als auch für

den Anlagenlärm keine Bedenken gegen die Aufstellung des Bebauungsplans. Für den

vorliegenden Bebauungsplan wurden Emissionskontingente für das Sondergebietsareal

aufgenommen die einzuhalten sind.

Eine Gefährdung durch Einsatz- und Kundenverkehr ausgehend von der vorliegenden

Bauleitplanung ist nicht gegeben. Unterlegt wird dies u. A. mit der

Leistungsfähigkeitsuntersuchung der neuen Einmündungen im beigelegten

Verkehrsgutachten. Hier wird unter Punkt 3.2 die westliche Einmündung (Feuerwehr)mit der

höchsten Qualitätsstufe (QSV) 5 bewertet. Eine Störanfälligkeit ist somit nicht gegeben.

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens unter Punkt 3.3

eingeplant.

Der private Kundenverkehr, wie im Übrigen alle anderen Verkehrsteilnehmer, haben im

Einsatzfall der Feuerwehr sofort freie Bahn zu schaffen: Siehe hierzu § 35 Sonderrechte und

§ 38 Blaues Blinklicht und Gelbes Blinklicht der StVO.

Zu VII.

Die in der Stellungnahme bemängelte fehlerhafte Einordnung des Getränkemarktes wird

nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Der Getränkemarkt wird weder im Verkehrsgutachten noch in der schalltechnischen

Untersuchung als untergeordnete Nebenanlage oder Annexbetrieb betrachtet bzw.

dargestellt.

In der schalltechnischen Untersuchung gibt es lediglich eine farbliche Abstufung zur besseren

Ablesbarkeit der unterschiedlichen vorgesehenen Nutzungen im Sonstigen Sondergebiet SO 1.

Dies ist aber nicht mit der Definition einer untergeordneten Nebenanlage nach § 14 BauNVO zu

verwechseln.

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung zu einem Angebots-Bebauungsplan ist die

spätere Zuordnung oder Nutzung durch einzelne Betriebe in einem Gewerbe- oder

Sondergebiet oder Festsetzungen zu Nebenanlagen nach § 14 BauNVO schalltechnisch nicht

von Bedeutung.

Auf Basis der Kontingentierung des Angebots-Bebauungsplan errechnen sich aus der Teilfläche

eines zukünftig ansiedlungswilligen Betriebes Immissionsrichtwertanteile, deren Einhaltung der

Betrieb im Einzelgenehmigungsverfahren nach TA Lärm nachweisen muss. Die rechtliche

Zuordnung von (wie hier) Getränkemärkten ist für die schalltechnische Beurteilung daher nicht

relevant.
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Im Verkehrsgutachten werden unter Punkt 3.1 Verkehrserzeugung die geplanten Nutzungen

(Supermarkt, Getränkemarkt, Backshop, Büro und Feuerwehr) und die daraus zu erwartenden

Kunden, Besuchenden sowie Beschäftigte gleichwertig erfasst. Eine Unterordnung des

Getränkemarktes ist hier nicht gegeben.

Ebenso werden in der Planzeichnung zum Bebauungsplanverfahren bei der Art der baulichen

Nutzung lediglich unterschiedliche Sonstige Sondergebiete ausgewiesen (SO 1 bis SO 3). Bei

den dargestellten Gebäudevorschläge innerhalb dieser Teilgebiete lassen sich keinerlei

Rückschlüsse auf untergeordnete Nebenanlagen ziehen zumal in den textlichen Festsetzungen

unter 1.1 Sonstiges Sondergebiet SO 1 – Einzelhandel/Gewerbe der Getränkemarkt im

Zusammenhang mit dem Nachversorger als Vollsortimenter und Backshop mit Gastronomie

festgesetzt wird.

Zu VIII.

Die in der Stellungnahme bemängelte ausbleibende kumulative Betrachtung der

Verkaufsflächen von Vollsortimenter und Getränkemarkt wird nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

§ 11 Abs. 3 der Bau NVO schreibt keine Kumulation der Verkaufsflächen vor.

Nach Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) in der Fassung vom Juni 2023 ist zu

Punkt 5.3.1 (Z) Lage im Raum folgendes zu entnehmen:

„Flächen für Betriebe im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der Baunutzungsverordnung sowie für
Agglomerationen (Einzelhandelsgroßprojekte) dürfen nur in Zentralen Orten ausgewiesen
werden. Abweichend sind Ausweisungen zulässig

- für Betriebe bis 1 200 m² Verkaufsfläche, die ganz überwiegend dem Verkauf von
Waren des Nahversorgungsbedarfs dienen, in allen Gemeinden; diese Ausweisungen
sind unabhängig von den zentralörtlichen Funktionen anderer Gemeinden zulässig
und unterliegen nur der Steuerung von Ziel 5.3.2 […]“

In der Begründung 5.3.1 (B) ist hierzu zu entnehmen:

„In Zentralen Orten sollen überörtlich bedeutsame Einrichtungen der Daseinsvorsorge
konzentriert werden (vgl. 2.1). Neben Betrieben i.S.d. § 11 Abs. 3 BauNVO sind aufgrund
analoger räumlicher Wirkungen auch Agglomerationen von mindestens drei
Einzelhandelsbetrieben in räumlich funktionalem Zusammenhang, die erheblich überörtlich
raumbedeutsam sind, als Einzelhandelsgroßprojekte erfasst. Ein Einzelhandelsbetrieb liegt vor,
wenn eine Verkaufsstätte allgemein zugänglich ist und Waren an Endverbraucher verkauft.[…]

Demgegenüber sind Betriebe bis 1 200 m² Verkaufsfläche, die überwiegend dem Verkauf von
Waren des Nahversorgungsbedarfs dienen, in allen Gemeinden landesplanerisch zulässig.

Die Größenordnung von 1 200 m² Verkaufsfläche ist gemäß den aktuellen „Struktur- und
Marktdaten im Einzelhandel“ (BBE München, 2010) als Orientierungsrahmen für den
wirtschaftlichen Betrieb eines breiten einzelbetrieblichen Nahversorgungsangebots anzusehen.
Zugleich wird durch die Beschränkung auf 1 200 m² Verkaufsfläche ein übermäßiges
Verkaufsflächenwachstum ausgeschlossen und werden damit Auswirkungen auf
verbrauchernahe Versorgungsstrukturen vermindert. Auf diese Weise ist in allen Gemeinden –
insbesondere auch des ländlichen Raums – eine angemessene Nahversorgung möglich. Der
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flächendeckenden verbrauchernahen Nahversorgung kommt dabei ein ungleich höheres
Gewicht zu als möglichen Auswirkungen auf zentralörtliche Strukturen.“

Demnach stellen im Umkehrschluss zwei Einzelhandelsbetriebe mit bis zu 1200 m²

Verkaufsfläche weder eine Agglomeration dar noch sind sie als Einzelhandelsgroßprojekte zu

sehen.

Die Vorgaben zu Einzelhandelsbetrieben werden sowohl vom Vollsortimenter als auch vom

Getränkemarkt unabhängig voneinander eingehalten. Eine gemeinsame Stellplatzanlage,

Erschließung oder die Annahme von sortimentärer Ergänzung, stehen dem nicht entgegen. Eine

kommulative Verkaufsflächenbetrachtung ist somit nicht notwendig.

Zu IX.

Die in der Stellungnahme bemängelte unzutreffende Verkehrsprognose mit fehlender

kumulativer Betrachtung der Verkehrsströme wird nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Eine Spitzenlastanalyse im Rahmen eines Verkehrsgutachtens ist eine detaillierte

Untersuchung, die darauf abzielt, die höchste Verkehrsbelastung (Verkehrsspitze) innerhalb

eines bestimmten Zeitraums, typischerweise den Berufsverkehr (Morgen- oder

Abendstunde), in ihrer Gesamtheit zu bestimmen.

Im vorliegenden Verkehrsgutachten wurde dies vollumfänglich berücksichtigt. Siehe hierzu

auch Punkt 3.2 Leistungsfähigkeitsuntersuchung des vorliegenden Verkehrsgutachtens. Hier

wird die westliche Einmündung (Feuerwehr)mit der höchsten Qualitätsstufe (QSV) 5

bewertet. Eine Störanfälligkeit ist somit nicht gegeben.

Die Anbindung an die Staatsstraße, als großzügig dimensionierte Straße ohne

Lichtzeichenanlage und Rechts-vor-Links-Regelungen, wie sie in der Ortslage gegeben sind,

stellt eine optimalere Anbindung der Feuerwehr für ihre Einsätze dar.

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens unter Punkt 3.3

eingeplant.

Zu X.

Der Stellungnahme mit beschriebener fehlender und nicht gesicherter ÖPNV-Anbindung wird

zum Teil gefolgt.

BEGRÜNDUNG:

Das Plangebiet ist durch die Bestands-Linien 15 und N4 der INVG in das öffentliche

Personennahverkehrsnetz eingebunden.

Eine neue Buslinie zur direkten Erschließung des Plangebiet ist dagegen nicht vorgesehen.

Lediglich ein Shuttleservice an zwei Tagen der Woche ab Seniorenzentrum durch den Ort mit

insgesamt vier Haltestellen bis zum Nachversorger innerhalb des Plangebiets und zurück.

Weder zeichnerische Festsetzungen noch eine Berücksichtigung in den Gutachten sind zu

treffen.

Der Punkt 5.1.1 Öffentlicher Personennahverkehr zu den Begründung wird entsprechend

berichtigt und ergänzt.
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Zu XI.

Die in der Stellungnahme bemängelte fehlende ergebnisoffene Prüfung geeigneter

Alternativstandorte kann nicht nachvollzogen werden.

BEGRÜNDUNG:

Die Prüfung von konkreten Alternativstandorten sowohl für einen geeigneten Standort für das

benötigte Feuerwehrgerätehaus als auch für die Versorgungssicherstellung der Bevölkerung

durch Nahversorger (Vollsortimenter), bedingt durch den Wegfall des Vollsortimenters

(EDEKA) am Dr.-Kurt-Schumacher-Ring und der Entstehung einer Versorgungslücke haben

stattgefunden.

So sind die Alternativstandorte neben der evangelischen Kirche, das alte EDEKA-Gelände

sowie Grundstücke im Gewerbegebiet „Im Speck“ ergebnisoffen geprüft worden.

Die aufgeführten Grundstücke wurden durch fehlende Verkaufsabsichten (EDEKA-Gelände),

Lage im Überschwemmungsgebiet (Grundstück bei evangelischer Kirche) sowie

unzureichender Größe und Gefahr durch Blockierung wegen nur einseitiger Ausfahrt

Richtung Kreisel (Grundstück im Gewerbegebiet „Im Speck“) verworfen. Weitere konkrete

Alternativstandorte wurden bis heute nicht benannt.

Die Begründung wird zur nächsten Offenlegung um den Punkt 1.2

Flächenmonitoring/Bedarfsprüfung erweitert.

Ein Abwägungsmangel liegt somit nicht vor.

Zu XII.

Der in der Stellungnahme aufgeführte Verdacht dass die Standortwahl durch wirtschaftliche

Interessen eines privaten Grundstückseigentümers maßgeblich gewesen sein könnten wird

nicht geteilt und entschieden zurückgewiesen.

BEGRÜNDUNG:

Siehe zu Standortwahl und Planungsalternativen die Begründung zu Punkt XI. dieser

Stellungnahme. Die Standortwahl beruht auf der dringenden Erfordernis für ein neues

Feuerwehrgerätehaus dass im Feuerwehrbedarfsplan für 2026 vorgesehen ist. Die

Überlegungen zum Vollsortimenter ergaben sich im Laufe der Erwerbsverhandlungen der

Gemeinde Wettstetten, wobei hier ebenfalls das Interesse der Gemeinde ausschlaggebend

war nachdem der bisherige EDEKA-Markt am Kurt-Schumacher-Ring geschlossen wurde

und insoweit eine Versorgungslücke mit einem Vollsortimenter entstanden war und eine hohe

Nachfrage in der Bevölkerung besteht.

Zu XIII.

Die Zusammenfassung wird zur Kenntnis genommen. Die aufgeführten Punkte werden in den

Abwägungen zu den einzelnen Punkten dieser Stellungnahme ausführlich behandelt und

abgewogen.

Zu XIV.

Die aufgeführten Anträgen werden zur Kenntnis genommen.

Die aufgeführten Punkte werden in den Abwägungen zu den einzelnen Punkten dieser

Stellungnahme ausführlich behandelt und abgewogen
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204
Stellungnahme Enrico Herrmann vom 19.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Behauptung, die Planung leide an erheblichen Ermittlungs-, Bewertungs- und

Abwägungsdefiziten, kann nicht nachvollzogen werden.

Zu I.

Die in der Stellungnahme aufgeführten Mängel einer fehlenden gesicherten Erschließung wie

eine unbefestigte, nicht ganzjährig befahrbare zweite Zufahrt, eine störanfällige gemeinsame
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Hauptzufahrt von Einzelhandelsbetrieb und Feuerwehrgerätehaus und fehlende

Gewährleistung einer jederzeit verfügbaren eigenständigen Einsatzfahrt, werden nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Hauptzufahrt

Zu den Mindestanforderungen an Erschließungsanlagen gehören die verkehrsmäßige

Anbindung der Baugrundstücke durch Straßen, Wege und Plätze sowie die Ver- und

Entsorgungsleitungen für Elektrizität, Wasser und Abwasser.

Diese ist vorliegend in ausreichendem Maß, insbesondere im Hinblick auf die straßenmäßige

Erschließung gegeben, da die Breite der geplanten öffentlichen Erschließungsstraße mit ca.

9,5 m für die Feuerwehr den Anforderungen für den Einsatz völlig genügt, auch wenn

Kundenverkehr zum Supermarkt die Straße ebenfalls nutzt.

Unterlegt wird dies u. A. mit der Leistungsfähigkeitsuntersuchung der neuen Einmündungen

im beigelegten Verkehrsgutachten der InovaPlan GmbH vom 21.11.2025. Hier wird unter

Punkt 3.2 die westliche Einmündung (Feuerwehr)mit der höchsten Qualitätsstufe (QSV) 5

bewertet. Eine Störanfälligkeit bzw. eine drohende Blockade ist somit nicht gegeben.

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens unter Punkt 3.3

eingeplant.

Zweite Zufahrt

Für eine zweite, dauerhaft genutzte Zufahrt für ein Feuerwehrgerätehaus gibt es keine

pauschale Herstellungspflicht. Jedoch ergeben sich aus funktionalen und

sicherheitstechnischen Normen oft zwingende Gründe für eine getrennte Verkehrsführung.

Die Notwendigkeit wird primär durch folgende Regelwerke bestimmt:

Funktionale Trennung gemäß DIN 14092-1.

Die DIN 14092-1 „Feuerwehrhäuser“ fordert, dass die Anfahrt der Privat-Pkw der

Einsatzkräfte und die Ausfahrt der Einsatzfahrzeuge kreuzungsfrei und ohne gegenseitige

Behinderung erfolgen müssen. Begegnungsverkehr ist zu vermeiden. Anrückende Kräfte

dürfen die ausrückenden Fahrzeuge nicht blockieren. Dies wird in der Planung von zwei

möglichen Zufahrten von der öffentlichen Stichstraße zum Feuerwehrgrundstück

gewährleistet und ist nicht, wie in der Stellungnahme dargelegt, von einem Schotterweg

(Bestand) vorgesehen sondern von einer privaten Verkehrsfläche mit besonderer

Zweckbestimmung: Zufahrt Feuerwehr. Aussagen zum Ausbau dieser Verkehrsfläche sind im

Zuge der Umsetzung zu treffen. Sie sind nicht Bestandteil der Bauleitplanung.

Die Behauptung einer nicht praktisch funktionssicheren Erschließung bei hier ausreichender

Darlegung der theoretisch funktionssicheren Erschließung können nicht nachvollzogen

werden. Faktenbasierte Daten werden zu dieser Behauptung in der Stellungnahmen nicht

benannt. Zumal die praktische funktionssichere Erschließung im Zuge der Umsetzung

herzustellen ist und nicht Bestandteil der Bauleitplanung darstellt.

Zu II.

Der in der Stellungnahme aufgeführte Verstoß der Gemeinde gegen Feuerwehrrecht und

dem Widerspruch der geplanten Verkehrsführung zum öffentlichen Schutzauftrag werden

nicht geteilt bzw. können nicht nachvollzogen werden.

BEGRÜNDUNG:

Konfliktfreie Feuerwehrzufahrt
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Die konfliktfreie Feuerwehrzufahrt ist durch die Einhaltung der Vorgaben u. A. aus der DIN

14092-Teil 1 „Feuerwehrhäuser, Planungsgrundlagen“ mit den getroffenen Festsetzungen

dieser Bauleitplanung gegeben. Die konkrete Ausgestaltung ist dann im Zuge der Umsetzung

konform den Vorgaben aus dem Bebauungsplan herzustellen. Aussagen dazu werden in der

Bauleitplanung nicht getroffen.

Einsatzpriorität

Die Einsatzbereitschaft ist jederzeit und unabhängig von dem zu erwartenden Kundenverkehr

aus der anliegenden Gewerbenutzung gewährleistet. Die Grundvoraussetzungen dazu sind

durch die vorliegende Planung mit uneingeschränkter Anbindung an eine ausreichend

dimensionierte öffentliche Verkehrsfläche mit Voraussetzungen zur Herstellung einer

unabhängigen Abfahrt im Einsatzfall gegeben.

Der private Kundenverkehr, wie im Übrigen alle anderen Verkehrsteilnehmer, haben im

Einsatzfall der Feuerwehr sofort freie Bahn zu schaffen: Siehe hierzu § 35 Sonderrechte und

§ 38 Blaues Blinklicht und Gelbes Blinklicht der StVO.

Anordnung Zufahrten

Die DIN 14090 richtet sich an Grundstückseigentümer potentieller Einsatzorte und hat mit der

Zufahrt zu den Feuerwehrgrundstück nichts zu tun, der Einwand geht hier fehl.

Zu III.

Die in der Stellungnahme aufgeführten fehlenden bzw. unzureichenden Verkehrs- und

Sicherheitskonzepte sowie Planungsdefizite zu gemeinsamer Ein- und Ausfahrt von

Einsatzfahrzeugen und Kundenverkehr, Anbindung an Staatsstraße sowie Querung von Rad-

und Fußwegen und Einsatzfahrzeuge mit Sonderrechten wird nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Gemeinsame Ein- und Ausfahrt mit Anbindung an Staatsstraße

Die Benutzung von öffentlichen Straßen der Feuerwehr um zu einem Einsatzort zu gelangen

ist immer gegeben. Im Fall des vorliegenden Bebauungsplans teilen sich die Feuerwehr und

die Kunden der anliegenden Gewerbeflächen eine öffentliche Erschließungsstraße. Dies ist

allgemein üblich. Die Kapazitäten der öffentlichen Straßen innerhalb sowie außerhalb des

Geltungsbereiches reichen zur Bewältigung des Verkehrs aus. Das vorliegende

Verkehrsgutachten, das von einem anerkannten Sachverständigenbüro nach dem aktuellen

Stand der Wissenschaft und Technik erstellt wurde, berücksichtigt diese unterschiedlichen

Nutzungen vollumfänglich. Unter Punkt 3.2 wird die westliche Einmündung (Feuerwehr)mit

der höchsten Qualitätsstufe (QSV) 5 bewertet.

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens unter Punkt 3.3

eingeplant.

Querung Fuß- und Radweg

Die Anbindung an die Staatsstraße als großzügig dimensionierte Straße ohne

Lichtzeichenanlage und Rechts-vor-Links-Regelungen, wie sie in der Ortslage gegeben sind,

stellt eine optimalere Anbindung der Feuerwehr für ihre Einsätze dar. Die Querung von Geh-

und Radweg ist dem öffentlichen Straßenverkehr immanent. Im Übrigen ist die

Verkehrssicherheit Dritter durch die Nutzung der Sonderrechtssignale und die angepasste
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Fahrweise der Einsatzfahrzeuge gegeben. Dies gilt für alle Feuerwehrausfahrten.

Sonderrechte bei Einsatzfahrten

Siehe hierzu die Abwägung „Einsatzpriorität“

zu Punkt II. dieser Stellungnahme.

Leistungsfähigkeits- und Verkehrssicherheitsgutachten

Im vorliegenden Verkehrsgutachten wurde die Leistungsfähigkeit vollumfänglich

berücksichtigt. Siehe hierzu auch Punkt 3.2 Leistungsfähigkeitsuntersuchung des

vorliegenden Verkehrsgutachtens.

Eine Alarmfallanalyse (oft im Kontext der Alarmierungsplanung gemäß der bayerischen

Alarmierungsbekanntmachung ABek, durchgeführt) ist in Bayern ein strukturierter Prozess,

bei dem festgelegt wird, welche Einsatzkräfte und Mittel der Feuerwehr bei bestimmten

Notrufen zu einem spezifischen Einsatzort alarmiert werden. Dies ist kein Bestandteil eines

Verkehrsgutachtens - der Einwand geht hier fehl.

Zu IV.

Das in der Stellungnahme bemängelte fehlende bzw. unzureichende Brandschutz- bzw.

Einsatzkonzept kann nicht nachvollzogen werden.

BEGRÜNDUNG:

Ein Brandschutzkonzept ist Gegenstand eines Baugenehmigungsverfahrens.

Das Risiko- und Einsatzkonzept der Feuerwehr in Bayern ist ein dynamisches System, das

durch landesweite Vorgaben des Innenministeriums, Feuerwehrdienstvorschriften (FwDV)

und spezifische Rahmenkonzepte (z.B. ABC-Konzept, Katastrophenschutz) geprägt ist. Es

zielt darauf ab, Feuerwehren landesweit einheitlich, aber flexibel auf örtliche Risiken

auszurichten. Die benannten Konzepte sind nicht Bestandteil des Regelungsgehalts einer

Bauleitplanung.

Die in der Stellungnahmen benannten fehlenden Blockade- und Ausfallszenarien in der

Planung sind nicht Bestandteil eines Verkehrsgutachtens bzw. stehen in keinem

Zusammenhang mit dem Regelungsgehalt einer Bauleitplanung.

Die zweite Zufahrtsmöglichkeit wurde bereits ausführlich in der vorliegenden Abwägungen zu

„Zweite Zufahrt“ unter Punkt I. dieser Stellungnahme behandelt.

Anmerkung: Punkt V nicht belegt.

Zu VI.

Die in der Stellungnahme aufgeführten Verletzungen nachbarlicher Rechte und das Gebot

der Rücksichtnahme durch erhöhte Verkehrs- und Lärmbelastung, Gefährdung von Einsatz-

und Kundenverkehr sowie unzumutbare Nutzungskonflikte können nicht nachvollzogen

werden.

BEGRÜNDUNG:

Die Bauleitplanung schafft, auch für Einsatzfahrten, vollumfänglich die Grundvoraussetzung

einer konfliktfreien Nutzung der Anlieger (inkl. Kundenverkehr) untereinander innerhalb des
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Geltungsbereiches sowie in Hinblick auf die angebundenen öffentlichen Verkehrsflächen.

Sowohl ein Verkehrsuntersuchung als auch eine schalltechnische Untersuchung wurden für

das gegenständliche Bauleitplanverfahren durchgeführt.

Bei der Verkehrsuntersuchung vom 21.11.2025 wurden dabei die Auswirkungen des

Sondergebiets auf die angrenzenden Straßen und die Verkehrssicherheit überprüft.

Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis dass die bestehenden Verkehrswege ausreichend

leistungsfähig sind und die geplanten Ein- und Ausfahrten unter Berücksichtigung der

Linksabbiegespuren und Sichtfelder verkehrssicher gestaltet werden können.

Nach der schalltechnischen Untersuchung der Ingenieurbüro Kottermair GmbH vom

14.11.2025, bestehen aus schalltechnischer Sicht sowohl für den Verkehrslärm als auch für

den Anlagenlärm keine Bedenken gegen die Aufstellung des Bebauungsplans. Für den

vorliegenden Bebauungsplan wurden Emissionskontingente für das Sondergebietsareal

aufgenommen die einzuhalten sind.

Eine Gefährdung durch Einsatz- und Kundenverkehr ausgehend von der vorliegenden

Bauleitplanung ist nicht gegeben. Unterlegt wird dies u. A. mit der

Leistungsfähigkeitsuntersuchung der neuen Einmündungen im beigelegten

Verkehrsgutachten. Hier wird unter Punkt 3.2 die westliche Einmündung (Feuerwehr)mit der

höchsten Qualitätsstufe (QSV) 5 bewertet. Eine Störanfälligkeit ist somit nicht gegeben.

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens unter Punkt 3.3

eingeplant.

Der private Kundenverkehr, wie im Übrigen alle anderen Verkehrsteilnehmer, haben im

Einsatzfall der Feuerwehr sofort freie Bahn zu schaffen: Siehe hierzu § 35 Sonderrechte und

§ 38 Blaues Blinklicht und Gelbes Blinklicht der StVO.

Zu VII.

Die in der Stellungnahme bemängelte fehlerhafte Einordnung des Getränkemarktes wird

nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Der Getränkemarkt wird weder im Verkehrsgutachten noch in der schalltechnischen

Untersuchung als untergeordnete Nebenanlage oder Annexbetrieb betrachtet bzw.

dargestellt.

In der schalltechnischen Untersuchung gibt es lediglich eine farbliche Abstufung zur besseren

Ablesbarkeit der unterschiedlichen vorgesehenen Nutzungen im Sonstigen Sondergebiet SO 1.

Dies ist aber nicht mit der Definition einer untergeordneten Nebenanlage nach § 14 BauNVO zu

verwechseln.

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung zu einem Angebots-Bebauungsplan ist die

spätere Zuordnung oder Nutzung durch einzelne Betriebe in einem Gewerbe- oder

Sondergebiet oder Festsetzungen zu Nebenanlagen nach § 14 BauNVO schalltechnisch nicht

von Bedeutung.

Auf Basis der Kontingentierung des Angebots-Bebauungsplan errechnen sich aus der Teilfläche

eines zukünftig ansiedlungswilligen Betriebes Immissionsrichtwertanteile, deren Einhaltung der

Betrieb im Einzelgenehmigungsverfahren nach TA Lärm nachweisen muss. Die rechtliche
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Zuordnung von (wie hier) Getränkemärkten ist für die schalltechnische Beurteilung daher nicht

relevant.

Im Verkehrsgutachten werden unter Punkt 3.1 Verkehrserzeugung die geplanten Nutzungen

(Supermarkt, Getränkemarkt, Backshop, Büro und Feuerwehr) und die daraus zu erwartenden

Kunden, Besuchenden sowie Beschäftigte gleichwertig erfasst. Eine Unterordnung des

Getränkemarktes ist hier nicht gegeben.

Ebenso werden in der Planzeichnung zum Bebauungsplanverfahren bei der Art der baulichen

Nutzung lediglich unterschiedliche Sonstige Sondergebiete ausgewiesen (SO 1 bis SO 3). Bei

den dargestellten Gebäudevorschläge innerhalb dieser Teilgebiete lassen sich keinerlei

Rückschlüsse auf untergeordnete Nebenanlagen ziehen zumal in den textlichen Festsetzungen

unter 1.1 Sonstiges Sondergebiet SO 1 – Einzelhandel/Gewerbe der Getränkemarkt im

Zusammenhang mit dem Nachversorger als Vollsortimenter und Backshop mit Gastronomie

festgesetzt wird.

Zu VIII.

Die in der Stellungnahme bemängelte ausbleibende kumulative Betrachtung der

Verkaufsflächen von Vollsortimenter und Getränkemarkt wird nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

§ 11 Abs. 3 der Bau NVO schreibt keine Kumulation der Verkaufsflächen vor.

Nach Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) in der Fassung vom Juni 2023 ist zu

Punkt 5.3.1 (Z) Lage im Raum folgendes zu entnehmen:

„Flächen für Betriebe im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der Baunutzungsverordnung sowie für
Agglomerationen (Einzelhandelsgroßprojekte) dürfen nur in Zentralen Orten ausgewiesen
werden. Abweichend sind Ausweisungen zulässig

- für Betriebe bis 1 200 m² Verkaufsfläche, die ganz überwiegend dem Verkauf von
Waren des Nahversorgungsbedarfs dienen, in allen Gemeinden; diese Ausweisungen
sind unabhängig von den zentralörtlichen Funktionen anderer Gemeinden zulässig
und unterliegen nur der Steuerung von Ziel 5.3.2 […]“

In der Begründung 5.3.1 (B) ist hierzu zu entnehmen:

„In Zentralen Orten sollen überörtlich bedeutsame Einrichtungen der Daseinsvorsorge
konzentriert werden (vgl. 2.1). Neben Betrieben i.S.d. § 11 Abs. 3 BauNVO sind aufgrund
analoger räumlicher Wirkungen auch Agglomerationen von mindestens drei
Einzelhandelsbetrieben in räumlich funktionalem Zusammenhang, die erheblich überörtlich
raumbedeutsam sind, als Einzelhandelsgroßprojekte erfasst. Ein Einzelhandelsbetrieb liegt vor,
wenn eine Verkaufsstätte allgemein zugänglich ist und Waren an Endverbraucher verkauft.[…]

Demgegenüber sind Betriebe bis 1 200 m² Verkaufsfläche, die überwiegend dem Verkauf von
Waren des Nahversorgungsbedarfs dienen, in allen Gemeinden landesplanerisch zulässig.

Die Größenordnung von 1 200 m² Verkaufsfläche ist gemäß den aktuellen „Struktur- und
Marktdaten im Einzelhandel“ (BBE München, 2010) als Orientierungsrahmen für den
wirtschaftlichen Betrieb eines breiten einzelbetrieblichen Nahversorgungsangebots anzusehen.
Zugleich wird durch die Beschränkung auf 1 200 m² Verkaufsfläche ein übermäßiges
Verkaufsflächenwachstum ausgeschlossen und werden damit Auswirkungen auf
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verbrauchernahe Versorgungsstrukturen vermindert. Auf diese Weise ist in allen Gemeinden –
insbesondere auch des ländlichen Raums – eine angemessene Nahversorgung möglich. Der
flächendeckenden verbrauchernahen Nahversorgung kommt dabei ein ungleich höheres
Gewicht zu als möglichen Auswirkungen auf zentralörtliche Strukturen.“

Demnach stellen im Umkehrschluss zwei Einzelhandelsbetriebe mit bis zu 1200 m²

Verkaufsfläche weder eine Agglomeration dar noch sind sie als Einzelhandelsgroßprojekte zu

sehen.

Die Vorgaben zu Einzelhandelsbetrieben werden sowohl vom Vollsortimenter als auch vom

Getränkemarkt unabhängig voneinander eingehalten. Eine gemeinsame Stellplatzanlage,

Erschließung oder die Annahme von sortimentärer Ergänzung, stehen dem nicht entgegen. Eine

kommulative Verkaufsflächenbetrachtung ist somit nicht notwendig.

Zu IX.

Die in der Stellungnahme bemängelte unzutreffende Verkehrsprognose mit fehlender

kumulativer Betrachtung der Verkehrsströme wird nicht geteilt.

BEGRÜNDUNG:

Eine Spitzenlastanalyse im Rahmen eines Verkehrsgutachtens ist eine detaillierte

Untersuchung, die darauf abzielt, die höchste Verkehrsbelastung (Verkehrsspitze) innerhalb

eines bestimmten Zeitraums, typischerweise den Berufsverkehr (Morgen- oder

Abendstunde), in ihrer Gesamtheit zu bestimmen.

Im vorliegenden Verkehrsgutachten wurde dies vollumfänglich berücksichtigt. Siehe hierzu

auch Punkt 3.2 Leistungsfähigkeitsuntersuchung des vorliegenden Verkehrsgutachtens. Hier

wird die westliche Einmündung (Feuerwehr)mit der höchsten Qualitätsstufe (QSV) 5

bewertet. Eine Störanfälligkeit ist somit nicht gegeben.

Die Anbindung an die Staatsstraße, als großzügig dimensionierte Straße ohne

Lichtzeichenanlage und Rechts-vor-Links-Regelungen, wie sie in der Ortslage gegeben sind,

stellt eine optimalere Anbindung der Feuerwehr für ihre Einsätze dar.

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens unter Punkt 3.3

eingeplant.

Zu X.

Der Stellungnahme mit beschriebener fehlender und nicht gesicherter ÖPNV-Anbindung wird

zum Teil gefolgt.

BEGRÜNDUNG:

Das Plangebiet ist durch die Bestands-Linien 15 und N4 der INVG in das öffentliche

Personennahverkehrsnetz eingebunden.

Eine neue Buslinie zur direkten Erschließung des Plangebiet ist dagegen nicht vorgesehen.

Lediglich ein Shuttleservice an zwei Tagen der Woche ab Seniorenzentrum durch den Ort mit

insgesamt vier Haltestellen bis zum Nachversorger innerhalb des Plangebiets und zurück.

Weder zeichnerische Festsetzungen noch eine Berücksichtigung in den Gutachten sind zu

treffen.

Der Punkt 5.1.1 Öffentlicher Personennahverkehr zu den Begründung wird entsprechend
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berichtigt und ergänzt.

Zu XI.

Die in der Stellungnahme bemängelte fehlende ergebnisoffene Prüfung geeigneter

Alternativstandorte kann nicht nachvollzogen werden.

BEGRÜNDUNG:

Die Prüfung von konkreten Alternativstandorten sowohl für einen geeigneten Standort für das

benötigte Feuerwehrgerätehaus als auch für die Versorgungssicherstellung der Bevölkerung

durch Nahversorger (Vollsortimenter), bedingt durch den Wegfall des Vollsortimenters

(EDEKA) am Dr.-Kurt-Schumacher-Ring und der Entstehung einer Versorgungslücke haben

stattgefunden.

So sind die Alternativstandorte neben der evangelischen Kirche, das alte EDEKA-Gelände

sowie Grundstücke im Gewerbegebiet „Im Speck“ ergebnisoffen geprüft worden.

Die aufgeführten Grundstücke wurden durch fehlende Verkaufsabsichten (EDEKA-Gelände),

Lage im Überschwemmungsgebiet (Grundstück bei evangelischer Kirche) sowie

unzureichender Größe und Gefahr durch Blockierung wegen nur einseitiger Ausfahrt

Richtung Kreisel (Grundstück im Gewerbegebiet „Im Speck“) verworfen. Weitere konkrete

Alternativstandorte wurden bis heute nicht benannt.

Die Begründung wird zur nächsten Offenlegung um den Punkt 1.2

Flächenmonitoring/Bedarfsprüfung erweitert.

Ein Abwägungsmangel liegt somit nicht vor.

Zu XII.

Der in der Stellungnahme aufgeführte Verdacht dass die Standortwahl durch wirtschaftliche

Interessen eines privaten Grundstückseigentümers maßgeblich gewesen sein könnten wird

nicht geteilt und entschieden zurückgewiesen.

BEGRÜNDUNG:

Siehe zu Standortwahl und Planungsalternativen die Begründung zu Punkt XI. dieser

Stellungnahme. Die Standortwahl beruht auf der dringenden Erfordernis für ein neues

Feuerwehrgerätehaus dass im Feuerwehrbedarfsplan für 2026 vorgesehen ist. Die

Überlegungen zum Vollsortimenter ergaben sich im Laufe der Erwerbsverhandlungen der

Gemeinde Wettstetten, wobei hier ebenfalls das Interesse der Gemeinde ausschlaggebend

war nachdem der bisherige EDEKA-Markt am Kurt-Schumacher-Ring geschlossen wurde

und insoweit eine Versorgungslücke mit einem Vollsortimenter entstanden war und eine hohe

Nachfrage in der Bevölkerung besteht.

Zu XIII.

Die Zusammenfassung wird zur Kenntnis genommen. Die aufgeführten Punkte werden in den

Abwägungen zu den einzelnen Punkten dieser Stellungnahme ausführlich behandelt und

abgewogen.

Zu XIV.

Die aufgeführten Anträgen werden zur Kenntnis genommen.

Die aufgeführten Punkte werden in den Abwägungen zu den einzelnen Punkten dieser

Stellungnahme ausführlich behandelt und abgewogen
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
(§ 4 Abs. 1 BauGB)
Den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde der Vorentwurf samt
Begründung übermittelt mit der Bitte um Stellungnahme bis 26.02.2026.
Folgende am Verfahren beteiligte Behörden und Träger öffentlicher Belange gaben keine
Stellungnahme ab:

- Kreisbrandrat des Landkreises Eichstätt

- Kreisheimatpfleger Landkreis Eichstätt

- Vermessungsamt Ingolstadt

- VGI Ingolstadt

- Bayernwerk AG

- Netzcenter Pfaffenhofen

- DBD Deutsche Breitbanddienste GmbH

- Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V

- Bund Naturschutz in Bayern e.V.

- Katholisches Pfarramt Wettstetten

- Marktgemeinde Gaimersheim

- Gemeinde Hepberg

- Gemeinde Stammham

- Marktgemeinde Kösching

- RBA GmbH

Abwägungsvorschlag:
Soweit keine Stellungnahmen vorliegen, ist anzunehmen, dass die von diesen Beteiligten
wahrzunehmenden öffentlichen Belange nicht berührt werden.

Stellungnahmen ohne Einwände bzw. Anregungen wurden abgegeben von:

332 Immobilien Freistaat Bayern vom 27.01.2026
344 IHK für München und Oberbayern vom 29.01.2026
348 Evangelisches Pfarramt St. Johannes vom 27.01.2026
362 N-ERGIE Netz GmbH vom 27.01.2026
364 Vodafone GmbH vom 24.02.2026
365 TenneT TSO vom 27.01.2026
368 Stadtwerke Ingolstadt vom 20.02.2026
401 Gemeinde Lenting vom 27.01.2026
402 Verwaltungsgemeinschaft Eitensheim vom 28.01.2026

Abwägungsvorschlag:
Bei den Stellungnahmen ohne Einwände werden deren öffentliche Belange nicht berührt.

Stellungnahmen mit Einwänden bzw. Anregungen von Behörden und Trägern öffentlicher
Belange:

300 Landratsamt Eichstätt vom 26.02.2026
321 Regierung von Oberbayern vom 20.02.2026
323 Planungsverband Region Ingolstadt vom 23.02.2026
324 Staatliches Bauamt Ingolstadt vom 25.02.2026
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325 Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt vom 25.02.2026
327 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege vom 20.02.2026
331 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr

vom 24.02.2026
342 Bayerischer Bauernverband vom 24.02.2026
345 Handwerkskammer für München und Oberbayern vom 27.02.2026
361 bayernwerk Netz GmbH vom 29.01.2026
363 Telekom Technik GmbH vom 04.02.2026
364a Vodafone GmbH vom 24.02.2026
366 PLEdoc GmbH vom 28.01.2026
367 bayernets GmbH vom 29.01.2026
369 Abwasserzweckverband Ingolstadt Nord vom 03.03.2026
403 Stadt Ingolstadt vom 24.02.2026

300
Stellungnahme Landratsamt Eichstätt, Naturschutz vom 26.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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300
Stellungnahme Landratsamt Eichstätt, Verkehrswesen vom 26.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme folgend wurden in Vorabstimmung mit dem Landratsamt Eichstätt,

Abteilung Verkehrswesen, zum nächsten Verfahrensschritt die Festsetzungen unter Punkt 8.

Werbeanlagen entsprechend angepasst und ergänzt.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja



NIEDERSCHRIFT ÜBER DIE SITZUNG

des Gemeinderates

Sitzungs-Nr. 2026/GR/008
Seite: 102

Abwägungsvorschlag

Zu Punkt 8.1

Hinsichtlich festgesetzter Sichtflächen (Punkt 7. 2 der Festsetzungen) wurde die

Standortwahl für freistehende Werbeanlagen eingeschränkt. Zudem sind die einschlägigen

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Festsetzungen zur Anbauverbotszone unter Punkt 7.1 zu beachten.

Zu Punkt 8.2

Die Zulässigkeit von Dachwerbeanlagen wurde zum nächsten Verfahrensschritt entfernt.

Zu Punkt 8.3

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

Zu Punkt 8.6

Die Ergänzungen sind bereits unter Punkt 8.5 der Festsetzungen zu Werbeanlagen

berücksichtigt.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.
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300
Stellungnahme Landratsamt Eichstätt, Immissionsschutz vom 26.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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300
Stellungnahme Landratsamt Eichstätt, Wasserrecht vom 26.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme mit Hinweis auf die Regelungen in § 78 b des Wasserhaushaltsgesetzes

wird zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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300
Stellungnahme Landratsamt Eichstätt, Tiefbauverwaltung vom 26.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme mit den aufgeführten Einwänden wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme teilweise folgend wurden in Vorabstimmung mit dem Landratsamt

Eichstätt, Abteilung Tiefbauverwaltung, zum nächsten Verfahrensschritt die entsprechenden

Festsetzungen angepasst und ergänzt.

BEGRÜNDUNG

Zu a. und b.:

Der Punkt 7.1 Anbauverbotszone der Festsetzungen wird um die Zulässigkeit von nicht

überdachten Stellplätzen, offenen Einfriedungen, Werbeanlagen und Fahnenmasten gemäß

Festsetzungen durch Planzeichen B.6.3 und B.6.4 sowie Baumpflanzungen gemäß

Festsetzungen durch Planzeichen B.5.3 und B.5.4 längs der Kreisstraße EI 18 in einer

Entfernung von bis zu 5 m, gemessen jeweils vom äußeren Rand der Fahrbahn, ergänzt.

Zu c. und d:

Die Zufahrt für das Teilgebiet SO3 Feuerwehr erfolgt konform den Forderungen unter Punkt

d. über die Staatsstraße St 2335. Für das Teilgebiet SO1 Einzelhandel/Gewerbe ist die

Hauptzufahrt über das Teilgebiet SO2 Stellplätze vorgesehen. Zum nächsten

Verfahrensschritt wird die Hauptzufahrt für das Teilgebiet SO1 entsprechend den

Vorabstimmungen nach nachfolgender Zufahrtsvariante 2 (Knotenpunktvariante 2)

eingeplant:
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Zu e. bis i. und l.:

Die Forderungen sind bei der Genehmigungsplanung sowie bei der Bauausführung zu

beachten. Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

Zu j.:

Die Hinweise auf die von der Kreisstraße ausgehenden Emissionen mit evtl. herzustellenden

Schutzmaßnahmen werden zur Kenntnis genommen.

Zu k.:

Die Festsetzungen zu Werbeanlagen wurden nach Vorabstimmung entsprechend zum

nächsten Verfahrensschritt angepasst.

Zu Sonstiges:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind bereits bei vorliegender

Verkehrsuntersuchung vom 21.11.2025 der INOVAPLAN GmbH berücksichtigt und fließen in

die Erschließungsplanung mit ein.
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300
Stellungnahme Landratsamt Eichstätt, Bauverwaltung vom 26.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Forderung, die Baugrenzen des SO3 sowie des SO1 nach Westen und Norden zu

vermaßen, wird Teilweise gefolgt.

Die Planzeichnung wird entsprechend um oben aufgeführten Bemaßung der SO3 nach

Westen und Norden ergänzt. Eine Vermassung der Baugrenzen des SO1 nach Westen ist

hinfällig, da hier die Baugrenze der Grundstücksgrenze entspricht. Eine Vermassung nach

Norden ist durch die schräg verlaufende Staatsstraße nicht zielführend. Im Übrigen ist die

nördliche Baugrenze bereits mit Ende der öffentlichen Verkehrsstraße (Stichstraße) klar

definiert.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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321
Stellungnahme Regierung von Oberbayern vom 20.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Bewertung zum Anbindegebot wird zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

Die Bewertung zur Lage im Raum wird zur Kenntnis genommen.

§ 11 Abs. 3 der Bau NVO schreibt keine Kumulation der Verkaufsflächen vor.

Nach Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) in der Fassung vom Juni 2023 ist zu

Punkt 5.3.1 (Z) Lage im Raum folgendes zu entnehmen:

„Flächen für Betriebe im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der Baunutzungsverordnung sowie für
Agglomerationen (Einzelhandelsgroßprojekte) dürfen nur in Zentralen Orten ausgewiesen
werden. Abweichend sind Ausweisungen zulässig

- für Betriebe bis 1 200 m² Verkaufsfläche, die ganz überwiegend dem Verkauf von
Waren des Nahversorgungsbedarfs dienen, in allen Gemeinden; diese Ausweisungen
sind unabhängig von den zentralörtlichen Funktionen anderer Gemeinden zulässig
und unterliegen nur der Steuerung von Ziel 5.3.2 […]“

In der Begründung 5.3.1 (B) ist hierzu zu entnehmen:

„In Zentralen Orten sollen überörtlich bedeutsame Einrichtungen der Daseinsvorsorge
konzentriert werden (vgl. 2.1). Neben Betrieben i.S.d. § 11 Abs. 3 BauNVO sind aufgrund
analoger räumlicher Wirkungen auch Agglomerationen von mindestens drei
Einzelhandelsbetrieben in räumlich funktionalem Zusammenhang, die erheblich überörtlich
raumbedeutsam sind, als Einzelhandelsgroßprojekte erfasst. Ein Einzelhandelsbetrieb liegt vor,
wenn eine Verkaufsstätte allgemein zugänglich ist und Waren an Endverbraucher verkauft.[…]

Demgegenüber sind Betriebe bis 1 200 m² Verkaufsfläche, die überwiegend dem Verkauf von
Waren des Nahversorgungsbedarfs dienen, in allen Gemeinden landesplanerisch zulässig.

Die Größenordnung von 1 200 m² Verkaufsfläche ist gemäß den aktuellen „Struktur- und
Marktdaten im Einzelhandel“ (BBE München, 2010) als Orientierungsrahmen für den
wirtschaftlichen Betrieb eines breiten einzelbetrieblichen Nahversorgungsangebots anzusehen.
Zugleich wird durch die Beschränkung auf 1 200 m² Verkaufsfläche ein übermäßiges
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Verkaufsflächenwachstum ausgeschlossen und werden damit Auswirkungen auf
verbrauchernahe Versorgungsstrukturen vermindert. Auf diese Weise ist in allen Gemeinden –
insbesondere auch des ländlichen Raums – eine angemessene Nahversorgung möglich. Der
flächendeckenden verbrauchernahen Nahversorgung kommt dabei ein ungleich höheres
Gewicht zu als möglichen Auswirkungen auf zentralörtliche Strukturen.“

Demnach stellen im Umkehrschluss zwei Einzelhandelsbetriebe mit bis zu 1200 m²

Verkaufsfläche weder eine Agglomeration dar noch sind sie als Einzelhandelsgroßprojekte zu

sehen.

Die Vorgaben zu Einzelhandelsbetrieben werden sowohl vom Vollsortimenter als auch vom

Getränkemarkt unabhängig voneinander eingehalten. Eine gemeinsame Stellplatzanlage,

Erschließung oder die Annahme von sortimentärer Ergänzung, stehen dem nicht entgegen. Eine

kommulative Verkaufsflächenbetrachtung ist somit nicht notwendig.

Der Stellungnahme folgend werden bei der Zweckbestimmung „Gewerbe“ bei den

Festsetzungen zu Art der baulichen Nutzung die Nutzung nach § 8 Abs. 3 BauNVO sowie

Einzelhandel > 100 m² Verkaufsfläche ausgeschlossen. Die Begründung wird um den Punkt

1.2 Flächenmonitoring/Bedarfsprüfung zum nächsten Verfahrensschritt ergänzt um den

Sachverhalt näher zu erläutern.

Ebenso wird auf Ebene des Flächennutzungsplans in die Begründung der Ausschluss von

Einzelhandelsnutzungen aufgenommen.

Die Bewertung zur Lage in der Gemeinde wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme folgend wird in der Begründung unter Punkt 3.1

Landesentwicklungsprogramm ein Luftbild ergänzt das die bestehende Anbindung des

Plangebiets für Fußgänger und Radfahrer (mit Querung Staatsstraße) sowie Bushaltestellen

zur städtebaulichen Integration aufzeigt.

Das Plangebiet ist durch die Bestands-Linien 15 und N4 der INVG in das öffentliche

Personennahverkehrsnetz eingebunden.

Eine neue Buslinie zur direkten Erschließung des Plangebiet ist dagegen nicht vorgesehen.

Lediglich ein Shuttleservice an zwei Tagen der Woche ab Seniorenzentrum durch den Ort mit

insgesamt vier Haltestellen bis zum Nachversorger innerhalb des Plangebiets und zurück.

Die Bewertung zum Schutz der Attraktivität von Orts- und Stadtteilzentren wird zur Kenntnis

genommen.

Bei dem im integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzept (ISEK) beschriebenen Ziel zur

Entwicklung der Gemeinde, u. A. die Funktionsfähigkeit in Bezug auf die wirtschaftliche

Situation und Entwicklungsfähigkeit des Gebiets (Ortsmitte Wettstetten) unter

Berücksichtigung seiner Versorgungsfunktion im Verflechtungsbereich zu stärken wird bereits

auf einen bestehenden Versorgungsschwerpunkt im südlichen Teil des Hauptortes

verwiesen. Ein Umsetzungsbeschluss hierfür ist noch ausstehend.

Die Ausweisung eines Vollsortimenters an beabsichtigtem Standort beeinträchtigt das

bestehende Zentrengefüge und die Funktionsvielfalt des Ortszentrums nicht zumal keine

geeigneten Flächen sowohl in Lage, Größe und Verfügbarkeit für die Umsetzung eines

Vollsortimenters im Gebiet des ISEK zur Verfügung stehen. Siehe hierzu den zum nächsten

Verfahrensschritt ergänzten Punkt 1.2 Flächenmonitoring/Bedarfsprüfung der Begründung.

Die Umsetzung der Ziele des ISEK zur Stärkung der Versorgungsfunktion durch
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Erweiterungsangebote für den täglichen Bedarf im Ortskern sowie der Ausbau des Angebots

an regionalen Produkten durch die Umsetzung des gegenständlichen Bauleitplanverfahrens

grundsätzlich nicht eingeschränkt zumal der geplante Vollsortimenter lediglich die

Versorgungslücke schließt die die Schließung des bisherigen EDEKA Marktes am Kurt-

Schumacher-Ring mit sich brachte.

Bezüglich der Hochwassergefahrenfläche befindet sich der Bebauungsplan nicht im

Überschwemmungsgebiet des Manterinbachs. Aus diesem Grunde besteht für die

Bauleitplanung kein Hindernis. Dies wurde bereits durch das Wasserwirtschafsamt Ingolstadt

bestätigt. Der Bebauungsplan befindet sich jedoch in einem sogenannten „Risikogebiet

außerhalb von Überschwemmungsgebieten“ nach § 78b WHG. In der Begründung wird unter

Punkt 3.5 Hochwassergefahren auf die bestehende Situation ausführlich eingegangen.

Eine Überformung des Wochenendhausgebietes ist mit der gegenständlichen Planung nicht

gegeben. Der Geltungsbereich im Flächennutzungsplan wurde entsprechend angepasst –

Schutzabstände werden eingehalten.

Die Belange des Denkmalschutzes (Bodendenkmal) werden insoweit gewahrt als dass bei

Bodeneingriffen jeglicher Art eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG

notwendig wird, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der Unteren

Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist – siehe Hinweise durch Text Punkt 2.

Die Bewertung zu Bedarf wird zur Kenntnis genommen.

Die konkreten Absichten und Bedarfe für gewerbliche Bauflächen sind dem zum nächsten

Verfahrensschritt ergänzten Punkt 1.2 Flächenmonitoring/Bedarfsprüfung der Begründung zu

entnehmen.

Die Bewertung zu Natur und Landschaft wird zur Kenntnis genommen.

N. Einödshofer Neuaufstellung FNP und Landschaftsplan (beides aus 1981!)
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323
Stellungnahme Planungsverband Region Oberbayern vom 23.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme mit Verweis auf die Stellungnahme der höheren Landesplanung

(Regierung von Oberbayern) vom 20.02.2026 zu diesem Verfahren wird zur Kenntnis

genommen.

Wir Verweise dabei auf die Abwägungsvorschläge zur Stellungnahmen der Regierung von

Oberbayern vom 20.02.2026

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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324
Stellungnahme Staatliches Bauamt vom 25.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Eine Vorabstimmung mit staatlichen Bauamt hat stattgefunden.

Anlage:
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Zu 2.1 bis 2.3

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

Zu 2.4

Bauverbot

Der Stellungnahme folgend wird zum nächsten Verfahrensschritt die Anbauverbotszone in

die Planzeichnung vermasst aufgenommen.

Nach Vorabstimmung werden die Festsetzungen zur Anbauverbotszone entsprechend

angepasst.

Baubeschränkung

Der Stellungnahme folgend wird zum nächsten Verfahrensschritt die

Anbaubeschränkungszone in die Planzeichnung vermasst aufgenommen.

Neuanbindung

Ein separater Linksabbiegefahrstreifen ist für die nächste Offenlegung bereits im

Planungskonzept analog den Forderungen des Verkehrsgutachtens eingeplant.

Die Stellungnahme zur Neuanbindung ist bei der Erschließungsplanung und Umsetzung zu

berücksichtigen.

Sichtflächen

Der Stellungnahme folgend werden zum nächsten Verfahrensschritt die Sichtflächen nach

RAL in die Planzeichnung sowie Festsetzungen durch Text unter Punkt 7.2 Sichtflächen

aufgenommen.

Zu 2.5

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.
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325
Stellungnahme Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt vom 25.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Der Hinweis unter 1. Wasserversorgung wird zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

2. Grundwasser- und Bodenschutz

Evtl. zu geringe Grundwasserflurabstände bzw. Schichtwasserflurabstände werden zur

Kenntnis genommen. Sie sind bei Bauausführung zu beachten. Eine Änderung der Planung

ist nicht veranlasst.

3. Abwasserbeseitigung

Der Hinweis dass das Plangebiet nicht in den gültigen Einzugsgebietsplänen (Mischwasser)

enthalten ist ,aber noch große unbebaute Gebiete die in den Prognoseberechnungen für die

Mischwasserkanalisation berücksichtigt worden sind, bestehen wird zur Kenntnis genommen.

Ein Entwässerungskonzept wir zum nächsten Verfahrensschritt nicht vorgelegt. Mit Vorgaben

des Wasserzweckverbandes Ingolstadt Nord wird zur nächsten Offenlegung der Punkt 5.2

Schmutzwasserbeseitigung und Umgang mit Niederschlagswasser folgend ergänzt:

„Das Plangebiet wird durch den Ausbau und Anschluss an das öffentliche Kanalnetz in den
angrenzenden Straßen erschlossen. Das Plangebiet wird nördlich durch einen
Mischwasserkanal (DN 1000) in der Staatsstraße St 2335 sowie östlich durch den
Hauptsammler A in der Kreisstraße EI 18 flankiert, wobei letzterer den gedrosselten Ablauf des
Regenüberlaufbeckens (RÜB) 14 aufnimmt. Gemäß dem Baugrundgutachten der Fa. Nickol u.
Partner AG vom Februar 2025 ist aufgrund toniger Bodenverhältnisse eine Versickerung vor Ort
nicht möglich. Zumal keine externen Flächen für ein Regenrückhaltebecken zur Verfügung
stehen, ist eine Erschließung im Trennsystem mit unterirdischer Rückhaltung (Rigolenkästen)
vorzusehen. Das gesammelte Niederschlagswasser ist hierbei gedrosselt entweder in den
Mischwasserkanal der St 2335 oder in den Hauptsammler A einzuleiten.
Die Anschlussdetails sind vorab mit dem Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt abzustimmen.“

4. Überschwemmungsgebiete und Oberflächenwasser

Der Hinweis dass mit wild abfließendem Wasser bzw. Oberflächenwasser zu rechnen ist wird

zur Kenntnis genommen. Der Fließweg befindet sich außerhalb der Baugrenzen. Ein

entsprechender Hinweis unter Punkt 3.5 Hochwassergefahren wird zur nächsten Offenlegung

ergänzt.

Einödshofer: Fließweg durch die Eingrünung soll in Planung berücksichtigt werden.
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327
Stellungnahme Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege vom 20.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Anregung die Meldepflicht nach Art. 8 BayDSchG aus dem B-Plan zu streichen, da der

Erlaubnisvorbehalt gem. Art. 7 BayDSchG bereits aufgenommen ist, wird gefolgt.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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331
Stellungnahme Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der
Bundeswehr vom 24.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis das von dem Standortübungsplatz Hepberg Lärmemissionen im Sinne des

Bundesimmissionsschutzgesetzes ausgehen, wird zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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342
Stellungnahme Bayerischer Bauernverband vom 24.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis auf beste landwirtschaftliche Flächen in Gemeindegebiet sowie der Verweis auf

alternative, bereits erschlossene Flächen werden zur Kenntnis genommen.

Die angeblich zur Verfügung stehenden, bereits erschlossenen, Flächen werden jedoch nicht

weiter benannt. Der Hinweis auf in mittelbarer Nähe des geplanten Projekts befindliche

Verkaufsstellen für die Direktvermarktung landw. Produkte (Hofländen) wird zur Kenntnis

genommen.

Die im Rahmen der städtebaulichen Verträglichkeitsuntersuchung (Anlage:

Auswirkungsanalyse vom 22.05.2026 der BBE Handelsberatung GmbH) geprüften

Kaufkraftwirkungen zeigen, dass die Abschöpfung im Nahbereich im üblichen Rahmen bleibt

und keine wesentlichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche benachbarter

Kommunen zu erwarten sind.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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345
Stellungnahme Handwerksammer für München und Oberbayern vom 27.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Begrüßung zur Ausweisung von gewerblichen Bauflächen, auch expliziert aus dem

Handwerk, durch die Schaffung geeigneter Flächen für eine betriebliche Neuansiedlung und

Weiterentwicklung, wird zur Kenntnis genommen.

Der Hinweis auf die im Schallschutzgutachten ausgewiesenen Kontingente mit Verweis auf

einen angemessenen Spielraum dieser zur Gewährleistung notwendiger

Weiterentwicklungsmöglichkeiten auch für vergleichsweise lärmintensiverer Betriebe wird zur

Kenntnis genommen.

Die Anmerkung hinsichtlich des demographischen Wandels nicht zweckmäßig erachteten

beabsichtigten Einzelhandelsnutzungen im SO 1 in einer Ortsrandlage wird zur Kenntnis

genommen.

Alternative Flächen stehen, insbesondere in Ortskernlage, nicht zur Verfügung. Siehe hierzu

Punkt 1.2 Flächenmonitoring/Bedarfsprüfung der Begründung. Ein städtebauliches

Ungleichgewicht in der Nahversorgung ist durch das Planvorhaben nicht gegeben – der

Ausweisung und Realisierung von Projekten für die Nahversorgung in Ortskernlage steht das

vorliegende Projekt nicht entgegen.
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361
Stellungnahme Bayernwerk Netz GmbH vom 23.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Nein
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.
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363
Stellungnahme Deutsche Telekom Technik GmbH vom 04.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Hinweise auf hochwertige Telekommunikationslinien am Rande des Geltungsbereiches

werden zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.
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364a
Stellungnahme Vodafone GmbH vom 24.02.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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366
Stellungnahme PLEdoc GmbH vom 28.01.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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367
Stellungnahme bayernets GmbH vom 29.01.2026:

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Eine Änderung der Planung ist nicht veranlasst.

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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369
Stellungnahme Abwasserzweckverband Ingolstadt Nord vom 03.03.2026

Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Ausführungen zur Abwasserbeseitigung werden zur Kenntnis genommen und sind bei

der Genehmigungsplanung sowie Bauausführung zu berücksichtigt.

Der Punkt 5.2 Schmutzwasserbeseitigung und Umgang mit Niederschlagswasser in der

Begründung wird zur nächsten Offenlegung um die in der Stellungnahme aufgezeigten

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Varianten ergänzt.
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403
Stellungnahme Stadt Ingolstadt vom 24.02.2026:

Einwände
Ja/Nein

Einwand, Bedenken, Anregung

Ja
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Abwägungsvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Zu

1. Störung der städtebaulichen Entwicklung im Stadtgebiet Ingolstadt

Die Erforderlichkeit gegenständlicher Bauleitplanung für den Vollsortimenter begründet sich

u. A. durch die Sicherung und Verbesserung der wohnortnahen Versorgung der Bevölkerung.

Im Rahmen des Flächenmonitorings Punkt 1.2 der Begründung) und der gemeindlichen

Flächenbedarfsplanung wurde für die Gemeinde Wettstetten ein konkreter Bedarf an Flächen

für die Nahversorgung festgestellt. Dieser ergibt sich insbesondere aus der Schließung des

bisherigen EDEKA-Marktes am Kurt-Schumacher-Ring, wodurch im Gemeindegebiet eine

Versorgungslücke im Bereich der wohnortnahen Lebensmittelversorgung entstanden ist.

Der in der Stellungnahme erwähnte geplante Lebensmittelmarkt in Ettling-Steinbuckl ist

bereits bei der aktuellen Auswirkungsanalyse berücksichtigt worden.

Die im Rahmen der städtebaulichen Verträglichkeitsuntersuchung (angepasste

Auswirkungsanalyse vom 22.05.2026 der BBE Handelsberatung GmbH) geprüften

Kaufkraftwirkungen zeigen, dass die Abschöpfung im Nahbereich im üblichen Rahmen bleibt

und keine wesentlichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche benachbarter

Kommunen zu erwarten sind. Siehe hierzu im Besonderen S. 30 Umverteilungseffekte (II) der

Auswirkungsanalyse.

2. Konkretisierung von Festsetzungen

Der Stellungnahme folgend wurden die Festsetzungen zum Sondergebiet SO1 zur nächsten

Offenlegung entsprechend angepasst. Eine Agglomeration ist somit ausgeschossen.

3. Fazit

Das Fazit der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Wir verweisen hierzu auf die

Auswirkungsanalyse vom 22.05.2026 der BBE Handelsberatung GmbH sowie auf den Punkt 1.2

Flächenmonitoring/Bedarfsprüfung der Begründung.
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Beschlussvorschlag:
Der Gemeinderat beschließt, dass den Beschlussempfehlungen zu den im verfahren
eingegangenen Einwendungen gefolgt wird.
Die Verwaltung wird beauftragt, die Öffentlichkeit sowie die Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange, die Stellungnahmen eingereicht haben, von diesem Ergebnis unter
Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen.

Anwesend: 21
Mit 21 gegen 0 Stimmen für den Beschluss.

Sachverhalt:
Im TOP 1.3 dieser Sitzung erfolgte die Abwägung der im Verfahren nach den §§ 3 Abs. 1 und 4
Abs. 1 BauGB eingegangen Anregungen und Bedenken.

Beschluss:
Unter Berücksichtigung und Einarbeitung der im Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB
eingegangenen Stellungnahmen sowie etwaiger in dieser Sitzung beschlossenen Änderungen
und Ergänzungen, wird der vom Planungsbüro Eichenseher ausgearbeitete Planentwurf des
Bebauungsplanes Nr. 35 „Unterer Lohsaum“ mit der Begründung und des Umweltberichtes mit
Eingriffsregelung, jeweils in der Fassung vom 30.07.2026, gebilligt und die Verwaltung
zusammen mit dem Planungsbüro Eichenseher beauftragt, das weitere Verfahren nach § 3 Abs.
2, § 4 Abs. 2 BauGB (förmliche Beteiligung) durchzuführen.

Ein wichtiger Grund für eine Verlängerung der Auslegungsfrist nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB
oder der Beteiligungsfrist nach § 4 Abs. 2 Satz 2 BauGB aufgrund besonderer Komplexität,
besonders umfänglicher Unterlagen oder ähnlichem liegt nicht vor. Es sollte jedoch aufgrund der
anstehenden Sommerferien und der damit einhergehenden Urlaubszeit trotzdem eine
verlängerte Auslegungsfrist erfolgen.

Anwesend: 21
Mit 21 gegen 0 Stimmen für den Beschluss.

Sachverhalt:
Zu diesem Tagesordnungspunkt kam Herr Braun vom Büro TB Markert und erläuterte die
Gründe für die angedachte Änderung. Bestandteil der Erörterung war ein Schreiben zahlreicher
von der Planänderung betroffener Gewerbetreibender bzw. Eigentümer des Plangebiets. Im
Schreiben sprachen sie sich gegen eine Änderung mangels Notwendigkeit und damit
verbundener Folgekosten (z.B. Erschließungsbeiträge) aus.

Nach ausführlicher Diskussion beschloss der Gemeinderat, das Bauleitplanverfahren
einzustellen.

TOP 1.4 Aufstellung des Bebauungsplanes Unterer Lohsaum; Billigungsbeschluss

TOP 1.5 4. Änderung Bebauungsplan Gewerbegebiet; Behandlung der eingegangenen
Stellungnahmen gemäß §§ 3 I und 4 I BauGB
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Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, dass das Bauleitplanverfahren über die Änderung des
Bebauungsplanes Gewerbegebiet eingestellt wird.

Anwesend: 21
Mit 21 gegen 0 Stimmen für den Beschluss.

Sachverhalt:
Da das Bauleitplanverfahren im vorherigen TOP eingestellt wurde, wird kein Billigungsbeschluss
mehr benötigt. Der Tagesordnungspunkt hat sich somit erledigt.

Beschluss:

Anwesend: 21

Sachverhalt:
Zu diesem Tagesordnungspunkt kam Herr Braun vom Büro TB Markert und erläuterte die
Gründe für die geplante Änderung. Die vorgestellte Konzeption sah eine Änderung der
Gebietskulisse vor, die sich mit den angedachten Änderungen des Bebauungsplanes
Gewerbegebiet (TOP 1.5) bedingt hätte.

Mit Blick auf die Einstellung des Bebauungsplanverfahrens Gewerbegebiet (TOP 1.5) kam man
überein, es bei der bisherigen Gebietskulisse des Bebauungsplanes Ost zu belassen und
lediglich die Festsetzungen zu überarbeiten.

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, dass die Gebietskulisse des bestehenden Planes beibehalten
werden soll und das Büro TB Markert lediglich die Festsetzungen überarbeitet.
Die 12. Änderung des Flächennutzungsplanes ist nicht mehr nötig durch die Beibehaltung der
Gebietskulisse. Somit wird hier das Bauleitplanverfahren eingestellt.

Anwesend: 21
Mit 21 gegen 0 Stimmen für den Beschluss.

TOP 1.6 4. Änderung Bebauungsplan Gewerbegebiet; Billigungsbeschluss

TOP 1.7 8. Änderung Bebauungsplan Ost und 12. Änderung Flächennutzungsplan im
Parallelverfahren; Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen gemäß §§
3 I und 4 I BauGB

TOP 1.8 8. Änderung Bebauungsplan Ost und 12. Änderung Flächennutzungsplan im
Parallelverfahren; Billigungsbeschluss



NIEDERSCHRIFT ÜBER DIE SITZUNG

des Gemeinderates

Sitzungs-Nr. 2026/GR/008
Seite: 146

Sachverhalt:
Da im vorherigen Punkt beschlossen wurde die Gebietskulisse beizubehalten und die
Festsetzungen für den Bebauungsplan Ost noch einmal zu überarbeiten und in der nächsten
Sitzung im September vorzustellen, sowie das Bauleitplanverfahren für die 12. Änderung des
Flächennutzungsplanes eingestellt wurde, wird dieser Punkt vertagt.

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt diesen Top zu vertagen.

Anwesend: 21
Mit 21 gegen 0 Stimmen für den Beschluss.

Sachverhalt:
Der Antragsteller möchte über seine Garageneinfahrt auf dem Flurgrundstück 116/3 eine
Überdachung anbringen. Das Bauvorhaben befindet sich im Geltungsbereich des einfachen
Bebauungsplanes Ortskern, hier gelber Bereich.
Der Bauherr reichte eine Anfrage über die Überdachung bereits im Januar 2025 ein, welche in
der Gemeinderatssitzung vom 30.01.2025 behandelt wurde. Diese Anfrage wurde durch den
Gemeinderat abgelehnt.

Nun beantragt der Bauherr erneut die Überdachung der Garageneinfahrt und beantragt
gleichzeitig zwei Befreiungen, da die Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht eingehalten
werden.

 eine Befreiung zur Unterschreitung des Mindeststauraumes zwischen Garagen und
öffentlicher Verkehrsfläche

Der rechtsverbindliche Bebauungsplan legt fest, dass vor Garagen ein Stauraum von
mindestens 5 m freizuhalten ist. Der Stauraum kann auf mindestens 3 m gekürzt
werden, wenn ein elektrisches Garagentor eingebaut wird.
Durch die geplante Überdachung wird der Stauraum jedoch nur noch zwischen ca. 0,5 m
und ca. 1,15 m betragen. Als Begründung gibt er an, dass der Stauraum lediglich durch
das Dach und die Stützen eingeschränkt wäre. Dies würde jedoch beim Einfahren in die
Garage keine Nachteile für den fließenden Verkehr mit sich bringen nach Ansicht des
Bauherrn. Die Straße wäre auf eine Geschwindigkeit von 30 km/h beschränkt und
hauptsächlich durch Anwohner befahren, die in der Regel ortskundig sind und nicht mit
einer Beeinträchtigung des laufenden Verkehrs und einer Verkehrsgefährdung zu
rechnen sei.

 eine Befreiung von der Grundform des Daches für Anbauten und Nebengebäude

Der rechtsverbindliche Bebauungsplan legt als Dachform das Satteldach mit gleicher
Neigung aller Dachflächen, das angelehnte Pultdach (Neigung 10° - 42°) oder das
begrünte Flachdach (Neigung unter 7 °) fest.

TOP 2 Bauanträge

TOP 2.1 Antrag auf Befreiung für die Überdachung einer Garagenzufahrt; Fl.-Nr. 116/3,
Am Berg 5 a
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Er möchte hier ein Flachdach aus Glas, da es sehr filigran ausgeführt werden soll, um
das Fahrzeug vor Regen und Schnee zu schützen und die Helligkeit nicht nimmt, da es
sich um eine Kellergarage handelt.

Aus dem Bauplan geht hervor, dass die Pfostenhöhe der Überdachung an der Hausseite ca.
3,59 m und an der Verkehrsseite noch 2,40 beträgt. Das Gefälle der Zufahrt zur Kellergarage
beträgt nach dem Bauantrag des Gebäudes 25 %. Daher sieht die Verwaltung hier schon eine
Beeinträchtigung der Sicht in den fließenden Verkehr als gegeben.
Außerdem würde bei einer Zustimmung der beiden Befreiungsanträge ein Präzedenzfall
geschaffen, welcher auf alle Bebauungspläne (außer Feuergalgen) anzuwenden wäre.
Die Voraussetzungen für eine Befreiung (Atypik, grundstücksbezogener Härtefall) liegen nach
Ansicht der Verwaltung immer noch nicht vor.

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, dass der Bauantrag mit den Befreiungen aus den vorgenannten
Gründen abgelehnt wird.

Anwesend: 21
Mit 20 gegen 1 Stimmen für den Beschluss.

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, dass für die nachstehenden Tagesordnungspunkte der
Gemeinderatssitzung vom 25.06.2026 die Punkte für die Geheimhaltung entfallen sind:

TOP 10 – Verlängerung des Starkregen-Auskunft-Systems – Der Gemeinderat den Vertrag
zunächst für ein weiteres Jahr fortzuführen.

Top 11 Auftragsvergabe Reparatur Schadstelle Kreuzung Rackertshofener Straße/Am Berg
(Westliche Zufahrt) – Der Gemeinderat beschließt, den Auftrag für die Reparaturarbeiten an
Krebs Pflaster & Erdbau, Ingolstadt, zu vergeben.

Anwesend: 21
Mit 21 gegen 0 Stimmen für den Beschluss.

TOP 3 Wegfall der Nichtöffentlichkeit


